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13. Sitzung 

Bonn, den 14. Februar 1973 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Freude, 
noch nachträglich Herrn Dr. Erhard zum 76. Geburts-
tag zu gratulieren. 

(Beifall.) 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die nach § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen Aus-
schüssen überwiesen werden sollen: 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts-
rechnung und der Bundesvermögensrechnung für das Haus-
haltsjahr 1967 
— Drucksache VI 559 - 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts-
rechnung (einschl. der Bundesvermögensrechnung) für das 
Haushaltsjahr 1967 

Drucksache VI/667 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts-
rechnung und Bundesvermögensrechnung für das Rechnungs-
jahr 1967 
— Drucksache VI/786 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Rechnung und Vermögensrechnung des Bundesrechnungs-
holes für die Rechnungsjahre 1967 und 1968 — Einzelplan 20 —
— Drucksache VI/472 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1967; 
hier:  Nachtragsgenehmigung der über- und außerplan-
mäßigen Ausgaben 

— Drucksache V/4409 —
zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 1. und 2. 
Vierteljahr des Rechnungsjahres 1967 
— Drucksache V/2088 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 3. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1967 

- Drucksache V/2312 —
zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 4. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1967 —
— Drucksache V/3110 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts-
rechnung für das Haushaltsjahr 1968 
— Drucksache VI/787 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundesrechnun-
gen und der Bundesvermögensrechnungen für die Haushalts-
jahre 1968 und 1969 
— Drucksache VI/2697 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 1. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1968 
— Drucksache V/3175 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 2. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1968 
— Drucksache V/3272 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 3. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1968 
— Drucksache V/3685 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 4. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1968 
— Drucksache V/4487 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts-
rechnung für das Haushaltsjahr 1969 
— Drucksache VI/1936 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Rechnung und Vermögensrechnung des Bundesrechnungshofes 
für das Rechnungsjahr 1969 — Einzelplan 20 —
— Drucksache VI/2136 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 3. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1969 

- Drucksache VI/247 —
zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 4. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1969 
— Drucksache VI/1054 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts-
rechnung und der Bundesvermögensrechnung für das Haus-
haltsjahr 1970 (Jahresrechnung 1970) 
— Drucksache VI/3347 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Rechnung und Vermögensrechnung des Bundesrechnungshofes 
für das Rechnungsjahr 1970 — Einzelplan 20 —
— Drucksache VI/3497 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 3. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1970 
— Drucksache VI/1557 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 4. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1970 
— Drucksache VI/2426 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 1. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1971 
— Drucksache VI/2459 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 2. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1971 
— Drucksache VI/2545 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 4. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1971 
— Drucksache VI/3628 — 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Finanzplan des Bundes 1971 bis 1975 
- Drucksache V1/2651 —

zuständig: Haushaltsausschuß 
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Präsident Frau Renger 
Investitionsprogramm des Bundes 1971 bis 1975 

- Drucksache VI/3290 —
zuständig: Haushaltsausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 

Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Finanz-
hilfen und der Steuervergünstigungen für die Jahre 1969 bis 
1972 gemäß § 12 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) vom 8. Juni 1967 
— Drucksache VI/2994 —

zuständig: Haushaltsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Finanzausschuß 

Über- und außerplanmäßige Haushaltsausgaben im 3. Viertel-
jahr des Rechnungsjahres 1971 
— Drucksache VI/2945 —

zuständig: Haushaltsausschuß 

Sicherheit des Luftverkehrs; 
hier:  Bericht über die notwendigen gesetzlichen und or-
ganisatorischen Maßnahmen zur Verstärkung der Gefahren-
abwehr im Luftverkehr (Luftaufsicht) 
— Drucksache VI/3317 —

zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Innenausschuß 

Jährlicher Bericht über den Fortgang des Bundesfernstraßen-
baues (Straßenbaubericht für das Jahr 1971) 
— Drucksache VI/'3512 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Bericht der Bundesregierung zu den Entschließungen des 
Deutschen Bundestages zum Verkehrsbericht 1970 (Entschlie-
ßungsbericht) 
— Drucksache VI/3620 — 

zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Bericht der Bundesregierung über Maßnahmen auf dem Ge-
biet der Unfallverhütung im Straßenverkehr für das Jahr 
1971 (Unfallverhütungsbericht — Straßenverkehr 1971) 

Drucksache VI/3718 — 
zuständig: Ausschuß für Verkehr (federführend) 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Empfehlungen und Übereinkommen der Allgemeinen Konfe-
renz der Internationalen Arbeitsorganisation auf ihrer 
55. Tagung im Oktober 1970 
— Drucksache VI/3407 — 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

Entschließungen der 60. Jahreskonferenz der Interparlamen-
tarischen Union vom 21. bis 29. September 1972 in Rom 
— Drucksache 7/15 - 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Bericht über die Tagung der Beratenden Versammlung des 
Europarats vom 17. bis 24. Oktober 1972 in Straßburg 
— Drucksache 7/19 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Bericht des Bundesministers für Verkehr 1972 über den Fort-
gang der Verkehrserschließung des Zonenrandgebietes 
— Drucksache 7 64 — 

zuständig: Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
(federführend) 
Ausschuß für Verkehr 

Bericht über die Tagnung der Westeuropäischen Union vom 
5. bis 7. Dezember 1972 in Paris 
— Drucksache 7/66 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Bericht der Bundesregierung über die Art, den Umfang und 
den Erfolg der von ihr oder den Länderregierungen vorge-
nommenen Beanstandungen betreffend die Anwendung des 
Artikels 119 des EWG-Vertrages 
— Drucksache 7/90 — 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Bericht der Bundesminister des Innern und für Forschung und 
Technologie und für das Post- und Fernmeldewesen betr. 
Arbeitsbedingungen des wissenschaftlichen und technischen 
Personals an den hochschulfreien Forschungseinrichtungen des 
Bundes und bei Zuwendungsempfängern des Bundes 
— Drucksache 7/93 —

zuständig: Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Erhebt sich gegen die beabsichtigte Überweisung 
Widerspruch? — Ich sehe keinen Widerspruch; es 
ist so beschlossen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
die Tagesordnung ergänzt werden um die in der 
Ihnen vorliegenden Liste bezeichneten Punkte: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Außenwirt-
schaftsgesetzes 
— Drucksache 7/173 — 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Geflügelfleisch-
hygienegesetzes — GFlHG —
— Drucksache 7/155 — 

Wahl der Mitglieder des Gremiums gemäß 
§ 9 Abs. 1 des Gesetzes zur Beschränkung 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
— Drucksache 7/159 — 

Ist das Haus damit einverstanden? — Dann ist damit 
die Erweiterung der Tagesordnung beschlossen. 

Die folgenden amtlichen Mitteilungen werden 
ohne Verlesung in den Stenographischen Bericht 
aufgenommen: 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 31. Januar 1973 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Hammans, Stahl (Kempen), Dr. 
Hirsch, Hauser (Krefeld), Kratz, Ollesch, Dr. Stienen, Esters, 
Solke, Dr. Becker (Münchengladbach) und Genossen betr. 

Übungslandeplatz für den Senkrechtstarter Harrier — Druchsache 
7/65 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/95 ver-
teilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat mit Schreiben vom 9. Februar 1973 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Freiherr von Fircks, Dr. Jahn (Braun-
schweig), Dr. Wittmann (München), Dr. Czaja, Wohlrabe, Frau 
Benedix, Dr. Hupka, Dr. von Bismarck und Genossen betr. Doku-
mentation zum Lastenausgleich — Drucksache 7/82 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache 7/157 verteilt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 2. Februar 1973 zu 
dem vom Deutschen Bundestag am 20. Dezember 1972 verabschie-
deten 

Gesetz zur Änderung von Vorschriften der gesetzlichen Ren-
tenversicherungen 

(Viertes Rentenversicherungs -Änderungsgesetz 
—4. RVÄndG) 

den Vermittlungsausschuß angerufen. Sein Schreiben ist als 
Drucksache 7/96 verteilt. 

Der Bundesminister für Verkehr hat mit Schreiben vom 23. Ja-
nuar 1973 über die Änderung des Bußgeldkatalogs gemäß Be-
schluß des Bundestages vom 4. Mai 1972 berichtet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache 7/135 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat am 7. Februar 1973 
mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen die 

Verordnung (EURATOM) des Rates zur Änderung der Rege-
lung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanla-
genbediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in 
den Niederlanden dienstlich verwendet werden 

keine Bedenken erhoben habe. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 12. Februar 1973 
gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes über die Errichtung der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte vom 7. August 1953 
den Geschäftsbericht 1971 der Bundesversicherungsanstalt für An-
gestellte übersandt. 

Dann rufe ich als ersten Punkt der Tagesordnung 
auf : 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

Damit soll die Beratung des Bardepotgesetzes ver-
bunden werden. Ich rufe daher gleichzeitig den zwei-
ten Zusatzpunkt zur Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Außenwirt-
schaftsgesetzes 
— Drucksache 7/173 — 

Die  Debatte zu beiden Punkten soll miteinander 
verbunden werden. 

Zunächst hat der Bundesminister der Finanzen das 
Wort. 
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Schmidt, Bundesminister der Finanzen: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die aktuelle 
Währungskrise, die zehn Tage lang die weltweite 
Szene beherrscht hat und die auch die europäischen 
und unsere eigenen Devisenmärkte in Mitleiden-
schaft gezogen hat, ist zu einem befriedigenden Ende 
geführt worden. Die Entscheidungen, mit denen die 
schwierige Situation überwunden wurde, sind Ihnen 
bekannt. Ich wiederhole das Wichtigste. 

Erstens. Die amerikanische Regierung hat den 
Kongreß gebeten, den Dollar um 10 % abzuwerten. 
Praktisch ist diese Änderung aber schon wirksam 
geworden. Im gleichen Zusammenhang hat die 
amerikanische Regierung angekündigt, daß der Prä-
sident dem Kongreß in Kürze eine umfassende 
Handelsgesetzgebung zur Ermächtigung vorlegen 
werde, über den weiteren Abbau tarifärer und nicht-
tarifärer Handelshemmnisse zu verhandeln. Schließ-
lich sollen bestimmte Kapitalverkehrskontrollen der 
Vereinigten Staaten bis Ende 1974 auslaufen; u. a. 
soll damit auch die ausländische Direktinvestition in 
den Vereinigten Staaten gefördert werden. 

Zweitens. Die japanische Regierung hat ihrerseits 
angekündigt, daß sie den Kurs des japanischen Yen 
freigeben werde. Das ist heute mit Wiedereröffnung 
der Devisenmärkte in Japan auch geschehen. Der 
De-facto-Aufwertungssatz des Yen belief sich heute 
mittag auf 4,1 %. Ich nehme an, daß er noch erheb-
lich steigen wird. 

Drittens. Mit Ausnahme Italiens haben die wich-
tigsten europäischen Währungen ihre Kurse beibe-
halten; das englische Pfund bleibt beim Floaten. 

Die Bundesregierung hat diese zusammenhängen-
den Entscheidungen, in denen auch ihre eigene ent-
halten ist, sofort nach ihrer Bekanntgabe am 
Dienstagvormittag begrüßt. Sie wiederholt heute 
die positive Bewertung vor diesem Haus. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sind der Meinung, daß die Vereinigten Staaten 
von Amerika die Konsequenzen aus der internatio-
nalen Währungslage an der richtigen Stelle gezogen 
haben. Die amerikanische Regierung hat mit ihrer 
Entschlossenheit und ihrer Bereitschaft zum schnel-
len Handeln gleichzeitig der Festigkeit des Atlan-
tischen Bündnisses und der Freiheit des internatio-
nalen Handels enen wichtigen Dienst erwiesen. Die-
sen Grundlagen der Zusammenarbeit ist auch die 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet. 

Die Bundesregierung begrüßt auch die Entschei-
dung der japanischen Regierung, einen spürbaren 
Beitrag zu einem besser ausgeglichenen Kursver-
hältnis zwischen Dollar und Yen zu leisten. Das Miß-
verhältnis in der Bewertung dieser beiden Währun-
gen war bisher für zwei Drittel des Ungleichgewichts 
der amerikanischen Handelsbilanz und der Anfällig-
keit des Dollars verantwortlich. Das amerikanische 
Handelsdefizit beispielsweise betrug 1972 mehr als 
6 Milliarden Dollar, davon allein 4 Milliarden Dollar 
im Handel mit Japan und lediglich eine halbe Mil-
liarde Dollar im Handel mit ganz Europa. 

Die internationale Lösung der Währungskrise 
ist durch enge Kooperation innerhalb Europas sowie  

zwischen Europa und den Vereinigten Staaten sowie 
schließlich durch deren und ein wenig auch durch 
unsere Gespräche mit Japan wesentlich gefördert 
und erleichtert worden. Allein dieser weite, die 
ganze Welt umspannende Rahmen war der Dimen-
sion der Probleme angemessen. Der mitdenkende 
Staatsbürger wird schon im Verlauf der vergan-
genen Woche bemerkt haben, daß eigentlich der 
währungspolitische Bereich überschritten war und 
daß die Lösung im Rahmen der politischen Allianzen 
gefunden werden mußte. Dabei war naturgemäß die 
Zusammenarbeit innerhalb Europas und mit den 
Vereinigten Staaten besonders intensiv und beson-
ders vertrauensvoll, und zwar sowohl direkt zwi-
schen den Regierungschefs und Staatspräsidenten 
als auch zwischen den unmittelbar verantwortlichen 
Ministern. Ich darf hier ganz besonders die enge und 
fruchtbare Verbindung mit dem französischen Fi-
nanzminister Giscard D'Estaing und mit dem bri-
tischen Schatzkanzler Anthony Barber hervorheben 
und für diese Zusammenarbeit Dank sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In diesem Rahmen hatten wir unseren speziellen 
deutschen Beitrag zur Vorbereitung der notwendi-
gen Entscheidungen zu leisten. Unsere Rolle konnte 
nach Art der Ursachen der Krise, die ich schon ge-
streift habe, nicht etwa darin liegen, uns im Allein-
gang zu einer hastigen Aktion zu drängen oder uns 
zu einem solchen Alleingang drängen zu lassen. 
Unser Vorgehen erforderte freilich eine gewisse 
Nervenstabilität, zumal es, da man die Zusammen-
hänge in den kritischen Tagen nicht auf dem Markt-
platz erläutern und erklären kann, zunächst nicht 
überall verstanden werden konnte. Die öffentlichen 
Erklärungen durch die Opposition waren in den 
letzten Tagen nicht durchweg hilfreich; das gilt auch 
für die scharfen Vorwürfe, die man an die Adresse 
amerikanischer Politiker gerichtet hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich denke aber, daß im Lichte der Ergebnisse die 
Taktik der Bundesregierung wenigstens im Nach-
hinein auch dem Zweifler sich als richtig erwiesen 
hat. Dies muß auch gegenüber dem politischen und 
psychologischen Druck gesagt werden, der sich in 
den entscheidenden Tagen in Richtung einer ein-
seitigen deutschen Aktion bemerkbar gemacht hat. 
Wenn wir wegen der Windstöße der Spekulation 
umgefallen wären und schon in der letzten Woche 
unsere Börsen geschlossen hätten, würden wir 
heute wohl in der Tinte sitzen. Das nämlich wäre 
der Auftakt zum Floaten des DM-Kurses im natio-
nalen Alleingang gewesen. Dem hätten sich sicher-
lich die Japaner anschließen müssen, aber sonst 
niemand auf der Welt. Das wäre ein Alleingang mit 
allen politischen, besonders europapolitischen, und 
wirtschaftlichen Konsequenzen gewesen. 

Gegen einen Drang zu solcher Aktivität zum fal-
schen Zeitpunkt mit falschen Mitteln sprachen aus 
der Sicht der Bundesregierung zunächst drei ein-
fache Erwägungen. 

Erstens. Unsere Leistungsbilanz, d. h. die Bilanz 
aus unserem Außenhandel, aus den laufenden Zah-
lungen, z. B. der Gastarbeiter, aus den Dienstlei- 
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stungen, aus den Zahlungen, die reisende deutsche 
Staatsbürger im Ausland leisten, ist praktisch aus-
geglichen. Aus unserer Leistungsbilanz heraus gibt 
es überhaupt kein Indiz für eine Aufwärtsbewegung 
der D-Mark. Die Leistungsbilanz ist bis auf einen 
Rest von einer halben Milliarde Dollar ausgeglichen. 
Es gibt ebenso kein Indiz in unserer Leistungsbilanz, 
gegenüber auch nur einem Teil unserer Handels-
partner eine Bewegung der D-Mark nach oben vor-
zunehmen. 

Zweitens. Wir wollten kein Präjudiz für die in 
Gang befindlichen und in Gang kommenden Ver-
handlungen schaffen. Vielmehr wollten wir unsere 
Verhandlungsposition wahren. 

Drittens wollten wir auf keinen Fall den früheren 
Ruf der D-Mark bestätigen, daß nämlich die D-Mark 
immer und unter allen Umständen ein Aufwer-
tungskandidat sei. Diesem alten Aufwertungsver-
dacht Vorschub zu leisten, wäre eine Belastung der 
künftigen Stabilität unserer Währung gewesen. 

Ein vierter Grund für unser Vorgehen war aber 
mindestens so wichtig wie die drei vorher genann-
ten Gründe zusammen: Wir waren uns der Folgen 
für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft voll 
bewußt, die sich ergeben hätten, wenn wir die eine 
oder andere Bewegung im Alleingang eingeleitet 
hätten. Diese Folgen wären nicht nur wirtschaft-
licher, sondern vor allem anderen politischer Natur 
gewesen. Das politische Problem, das sich insge-
samt stellte, lag aus unserer Sicht also in dem 
Komplex von drei Maximen, denen zugleich ge-
folgt werden mußte: Wir hatten unsere Volkswirt

-

schaft und ihren hohen Beschäftigungsstand zu 
schützen, wir durften und wollten aber auch die 
Zusammenarbeit in der EWG und die Ansätze zur 
Wirtschafts- und Währungsunion nicht gefährden, 
und wir durften und wollten drittens auch keines-
wegs unser gutes Verhältnis zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika gefährden. Aller menschlichen 
Voraussicht nach wäre das jetzt erreichte, welt-
weite, amerikanisch-japanisch-europäische Gesamt-
ergebnis, das allen Maximen entspricht, nicht er-
zielt worden, wenn wir vorige Woche im Allein-
gang gehandelt hätten. 

Was nun die durch unsere „Sturheit" eingeströmte 
Liquidität angeht, so wird die Bundesbank unter 
den jetzt gegebenen Bedingungen mit ihr fertig 
werden. Ein Teil des Dollarzustroms wird unser 
Land wieder verlassen. Ein anderer Teil besteht 
aus vorgezogenen Zahlungen für deutsche Exporte 
und aus verzögerten Zahlungen für Importe. Diese 
„leads and lags" wie man im Englischen sagt, wer-
den sich bald ausgeglichen haben. 

Ich will hier eines deutlich hervorheben, weil es 
für den Deutschen Bundestag sicherlich von großem 
politischen Interesse ist: Die Möglichkeit einer welt-
weiten Lösung hat keineswegs ausgeschlossen, daß 
wir auch ein europäisches Modell von Anfang an 
in unsere Überlegungen einbezogen. Es ist von An-
fang an in den Gesprächen mit unseren Partnern 
einbezogen gewesen. Dieses Modell kam auch aus 
der Sicht der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika durchaus in Betracht. Es wäre auf eine 
Verabredung der EWG-Staaten hinausgelaufen, den 

Kurs des Dollars nicht mehr zu stützen, durch Inter-
vention in den EWG-Währungen aber gleichzeitig 
dafür zu sorgen, daß die Relationen der EWG- 
Währungen zueinander unverändert bleiben. 

Aus den Unterhaltungen und Untersuchungen zu 
diesem europäischen Modell im letzten Zeitabschnitt 
resultieren zwei Erfahrungen, die hier vorzutragen 
sind. 

Die erste Erfahrung ist eine ganz eindeutige Be-
reitschaft Frankreichs, am Zustandekommen dieses 
Modells mitzuwirken, allerdings unter der Voraus-
setzung, daß es wirklich ein europäisches Modell 
geworden wäre und nicht ein Modell, das sich nur 
auf Teile der EWG erstreckt. Der Vorzug dieses 
Modells hätte ja vor allem darin gelegen, daß es ein 
sichtbarer Ausdruck der europäischen Währungs-
solidarität gewesen wäre und der Wirtschafts- und 
Währungsunion den so notwendigen Auftrieb ge-
geben hätte. Freilich hätte es auch einige Konse-
quenzen verlangt, so für die Verwendung der zur 
Zeit national eingesetzten Währungsreserven. Es 
hätte auch Risiken mit sich gebracht, die bei einer 
Beschleunigung der Entwicklung der Wirtschafts-
und Währungsunion vor allen Dingen darin liegen, 
daß natürlich ein weiterer und schneller Verlust an 
konjunkturpolitischer und kreditpolitischer Autono-
mie eingetreten wäre. 

Die zweite Erfahrung aus diesen Erörterungen mit 
unseren Partnern lag sodann in den objektiven 
Schwierigkeiten auf seiten unserer britischen 
Freunde. Die Gründe, die im vorigen Sommer zum 
Abwärtsfloaten des Pfundes geführt haben, erlaub-
ten es der britischen Regierung auch jetzt noch nicht, 
wieder eine feste Relation zu den übrigen euro-
päischen Währungen einzugehen, d. h. eine Parität 
oder einen Leitkurs festzulegen. Dies war so trotz 
aller Vorurteilslosigkeit, mit der die britische Re-
gierung diesem Modell gegenübergestanden hat. Die 
gestern durch die italienische Regierung verkündete 
Kursfreigabe für die Lira zeigt, daß die britische 
Regierung mit ihren Sorgen nicht ganz alleinsteht. 

Dennoch wird nach allen positiven und auch nega-
tiven Erfahrungen ein europäisches Modell weiter-
hin für uns eine Aufgabe bleiben. Dies ist übrigens 
auch die Beurteilung durch unsere englischen 
Partner. 

Eine für heute abend anberaumte Ratssitzung in 
Brüssel wird eine erste Gelegenheit geben, die neue 
Lage nun mit allen neun Ländern der Gemeinschaft 
zu beraten. 

Unter dem Gesichtspunkt unserer nationalen, 
deutschen Interessen ist das jetzt gefundene Gesamt-
ergebnis in der folgenden Weise zu beurteilen. 

Erstens. Dieses Ergebnis stellt unter Beweis, wie 
enges Zusammenwirken mit unseren Partnern öko-
nomisch wie politisch gleichermaßen vernünftige Lö-
sungen hervorzubringen vermag, vernünftig im 
Sinne unserer besonders intensiven Zusammen-
arbeit innerhalb EWG-Europas und ebenso mit unse-
rem amerikanischen Bündnispartner. 

Zweitens, Das Ergebnis ist aber auch ein Erfolg 
für unsere Wirtschaft und ihren hohen Beschäfti-
gungsstand. Die Gesamtwirkung der amerikanischen, 
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japanischen, italienischen wechselkurspolitischen 
Maßnahmen auf den Außenwert der D-Mark wird 
sich auf maximal 2 % belaufen, auch wenn sich noch 
einige kleinere Handelspartner dem amerikanischen 
Schritt ganz oder teilweise anschließen sollten. Es 
kann durchaus sein, daß es auch bei nur 1 % bleibt. 
Um es noch einmal etwas plastischer auszudrücken: 
Unsere Importe aus den Vereinigten Staaten von 
Amerika werden für uns etwas billiger; unsere 
Exporte in die Vereinigten Staaten von Amerika 
könnten etwas höhere Erlöse bringen. Hier stecken 
für eine Reihe von Branchen und Industrien dann 
natürlich aber auch die Schwierigkeiten. Sie werden 
ihre Preise in Dollar nicht in dem gleichen Maße 
heraufsetzen können, in dem der Dollar abgewertet 
wurde. 

Im Verkehr mit all den Ländern, mit denen wir 
den größten Teil unseres Außenhandels abwickeln, 
ändert sich überhaupt nichts. Ich bin überzeugt, daß 
unsere Wirtschaft im ganzen dieser geringfügigen 
Verschärfung des internationalen Wettbewerbs ge-
wachsen ist, wenn es auch — ich wiederhole mich — 
einige Ausnahmen gibt, die Obacht und Sorgfalt 
erfordern. Ich bin davon überzeugt, daß sich unsere 
Wettbewerbsstellung gegenüber Japan tendenziell 
verbessert. Das wird sich auch auf dritten Märkten 
bemerkbar machen. Hervorheben möchte ich auch, 
daß die Phase der Unsicherheit in den Währungs-
beziehungen so rasch hat beendet werden können. 

Als Fußnote zu dieser Bewertung des Ergeb-
nisses möchte ich einfügen, daß es grober Unfug 
ist, zu behaupten, die Abwertung des Dollars und 
damit auch die Abwertung der Dollarreserven aller 
Zentralbanken der Welt würde hier in Deutsch-
land den Steuerzahler sieben Milliarden DM ko-
sten, wie ich gehört habe. Dies ist grober Unfug. 
Tatsächlich werden weder der Bundeshaushalt noch 
der Steuerzahler von den technischen Buchungs-
vorgängen bei der Bundesbank berührt werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Althammer.) 

— Ich ahne Ihren Zwischenruf, aber ich bin auch auf 
die Antwort präpariert, Herr Althammer. 

Die eng begrenzte Wirkung der währungspoliti-
schen Maßnahmen auf unsere Volkswirtschaft macht 
aber auch eines ganz klar — und auch das muß 
hervorgehoben werden —: Wir haben mit der Wäh-
rungspolitik keine Binnenkonjunkturpolitik getrie-
ben. Mit anderen Worten: Die stabilitätspolitische 
Lage und die sich daraus ergebende Problemstel-
lung sind durch die weltweite währungspolitische 
Operation kaum verändert worden und auch kaum 
erleichtert worden. In dieser Hinsicht werden wir in 
diesen Tagen, zunächst gemeinsam mit der Bundes-
bank, besonders sorgfältig überlegen müssen, wie 
unser Instrumentarium gleichzeitig auf die wäh-
rungspolitischen Erfordernisse nach außen und auf 
die stabilitätspolitischen Ziele nach innen auszu-
richten ist. 

Im übrigen verfolgt die Bundesregierung die Ab-
sicht, die Kontrolle nach § 23 des Außenwirtschafts-
gesetzes in absehbarer Zeit abzubauen. Die Novel-
lierung der gesetzlichen Bestimmungen über das 
Bardepot ist dazu eine notwendige Voraussetzung. 

Am Schluß muß mit Nachdruck darauf hingewie-
sen werden, daß die Bewältigung dieser Krise in 
keiner Weise schon etwas mit der Reform des Welt-
währungssystems zu tun hat. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Sie hat durch eine Tendenz zur Gesundung der 
amerikanischen Zahlungsbilanz höchstens etwas die 
Umweltbedingungen verbessert, unter denen diese 
Reform erarbeitet werden muß. Die Bundesregie-
rung mißt der Reform des Weltwährungssystems 
eine sehr hohe wirtschaftliche und politische Bedeu-
tung bei. Deshalb beteiligt sie sich, gemeinsam mit 
der Bundesbank, mit ganzer Kraft an dieser Arbeit, 
die im Rahmen des Internationalen Währungsfonds 
geleistet wird. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Dr. Sprung. Er hat eine 
Redezeit von 20 Minuten beantragt. 

Dr. Sprung (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Bundesminister der 
Finanzen hat die Entscheidungen der amerikani-
schen und japanischen Regierung als einen Erfolg 
der Bundesregierung und ihrer Politik dargestellt. 
Er hat zum Ausdruck gebracht, daß damit die inter-
nationale Zusammenarbeit Früchte getragen habe, 
die ohne den deutschen Beitrag und den Beitrag an-
derer europäischer Länder nicht gereift wären. 

In der Tat, meine Damen und Herren: die ame-
rikanischen und japanischen Maßnahmen sind Zei-
chen einer internationalen Solidarität, die für die 
Zukunft hoffen läßt. Die amerikanische Regierung 
hätte auch ganz anders handeln können; sie hätte die 
Hände in den Schoß legen und es den Europäern, 
insbesondere aber der Bundesrepublik, überlassen 
können, wie wir mit dem Problem der Dollarzu-
flüsse der letzten beiden Wochen fertig werden 
würden. Sie hat das nicht getan. 

Als sich die von der Bundesregierung ergriffenen 
Maßnahmen als wirkungslos erwiesen, als der Dol-
larzufluß trotz der Devisenabwehrmaßnahmen der 
Bundesregierung in wenigen Tagen die schwindelnde 
Höhe von 20 Milliarden DM erreichte, hat die ame-
rikanische Regierung zusammen mit der japanischen 
Regierung gehandelt. Sie hat damit die Bundes-
regierung aus einer äußerst schwierigen Lage be-
freit und nicht nur ihr, sondern letztlich allen west-
lichen Industrienationen den Weg für eine Lösung 
auch anderer Probleme in der Zukunft eröffnet. 

(Abg. Wehner: Wollen Sie Herrn Narjes 
vergessen machen?!) 

Die amerikanischen und japanischen Maßnahmen 
werden sicherlich dazu beitragen, die Handels- und 
Zahlungsbilanzprobleme beider Staaten zu vermin-
dern. Das wird beim Blick auf das Jahr 1972 deut-
lich — die Zahlen sind hier von Herrn Minister 
Schmidt schon vorgetragen worden —, in dem das 
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US-amerikanische Handelsbilanzdefizit von 6,4 Mil-
liarden Dollar einem Handelsbilanzüberschuß im 
Warenverkehr zwischen Japan und den USA zu-
gunsten von Japan von 4,4 Milliarden Dollar gegen-
überstand. 

Meine Damen und Herren, es ist zu erwarten, 
daß mit der Abwertung des Dollar um 10 % und 
der Freigabe des Wechselkurses des Yen diese 
Defizite bzw. Überschüsse abgebaut werden können. 

Die Hilfe, die Europa, insbesondere aber der 
Bundesrepublik aus den amerikanisch-japanischen 
Maßnahmen erwächst, liegt in der Beruhigung der 
Devisenmärkte, die nunmehr eintreten sollte und 
ganz sicher auch eintreten wird. Immer wieder ist 
auch von Ihnen, Herr Minister, erklärt worden, 
daß die Währungsfrage eine Dollarfrage sei; solange 
die amerikanische Regierung das Dollarproblem 
nicht löse, seien neue Währungskrisen nicht auszu-
schließen. Nun hat Amerika gehandelt, nun sollte 
das Vertrauen in den Dollar zurückkehren; daran 
sollten und müssen wir alle interessiert sein. Das 
heißt nicht, daß die Dollarabwertung für die Wirt-
schaft der Bundesrepublik nicht auch Schwierigkeiten 
mit sich bringen wird. Durch die Abwertung des 
Dollar wird der Export in die Vereinigten Staaten 
erschwert werden; einige Produktionszweige wer-
den davon besonders betroffen sein. Man sollte 
diese Schwierigkeiten nicht bagatellisieren; sie 
haben vor allem unter regionalpolitischen Aspekten 
Bedeutung. 

Man kann jedoch nicht immer wieder von den 
USA verlangen, ihr Haus in Ordnung zu bringen, 
die Dollarfrage also in erster Linie selbst zu lösen, 
dann aber die zwangsläufig sich einstellenden und 
auch erhofften Wirkungen der ergriffenen Maßnah-
men attackieren. 

Meine Damen und Herren, die USA und Japan 
haben uns, wie ich bereits gesagt habe, aus einer 
schwierigen Lage befreit. Das wirft die Frage auf, 
wie wir überhaupt in diese Lage kommen konnten. 

(Lachen bei der SPD.) 

Wie war es möglich, daß in kürzester Frist Dollar 
im Gegenwert von 20 Milliarden DM in die Bun-
desrepublik einfließen konnten? Die Maßnahmen 
vom Juni 1972, Maßnahmen nach § 23 des Außen-
wirtschaftsgesetzes und das Bardepotgesetzes reich-
ten offensichtlich nicht aus, der Spekulation gegen 
den Dollar zu begegnen, als diese in Verbindung 
mit den italienischen und Schweizer Maßnahmen 
unter Bekanntgabe der Handelsbilanzüberschüsse 
der wichtigsten westlichen Industrienationen für 
das Jahr 1972 wieder auflebte. 

(Abg. Wehner: Aber sicher nicht deshalb, 
weil die Mark so wenig wert war!) 

— Ich sage dazu noch etwas, Herr Wehner. — Die 
Bundesregierung verschärfte daraufhin — so sind 
die Dinge gelaufen, sehen wir uns den Gang der 
Ereignisse noch einmal an — ihre dirigistischen 
Abwehrmaßnahmen. Ohne Erfolg, meine Damen 
und Herren! 

Die öffentliche Verbreitung Ihrer Meinung, Herr 
Minister, daß dieser Dollarkrise weitere folgen 

würden, bis die Reform des Weltwährungssystems 
endlich zustande kommen würde, hatte sicher auch 
keinen dämpfenden, sondern eher einen die Speku-
lation erneut anheizenden Effekt, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

übrigens genauso wie die Äußerung von Herrn 
Apel zum gespaltenen Devisenmarkt. 

Meine Damen und Herren, Dollar im Gegen-
wert von 20 Milliarden D-Mark sind bis zur Schlie-
ßung der Devisenbörsen Ende letzter Woche in die 
Bundesrepublik eingeflossen. Wie hoch, Herr Mi-
nister, ist der Abwertungsgewinn, wieviel Milliar-
den sind es, die der Steuerzahler zu zahlen hat 
und die diejenigen nunmehr einstecken können, die 
diese Dollarmengen ins Land gebracht haben und 
denen Sie als Warnung zuriefen, diesmal würden 
sie sich die Finger verbrennen? 

(Abg. Haase [Kassel] : An dem Gewinn?) 

Sie haben sich die Finger nicht verbrannt. Deshalb 
können Sie, Herr Minister, hier auch nicht sagen, 
daß die Behauptung Unsinn sei, daß trotz der Maß-
nahmen, die ergriffen worden sind, Abwertungs-
gewinne erzielt worden seien. Sie sind eingetreten. 
Die Leute, die auf die D-Mark gesetzt haben, ha-
ben künftig einen entsprechenden Gegenwert in 
ihrer nationalen Währung, insbesondere in Dollar, 
in der Hand. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Das ist jedoch vielleicht das geringste Problem, 
das es jetzt zu lösen gilt. Von den eingeflossenen 
Dollar im Gegenwert von 20 Milliarden D-Mark 
konnte nur ein Teil durch die Maßnahmen der 
Bundesbank dem volkswirtschaftlichen Kreislauf 
entzogen werden. Wie werden die verbleibenden 
Summen auf Preisentwicklung und Stabilität wir-
ken? Die Bundesregierung verwendet fast kein an-
deres Wort so häufig wie das Wort Stabilität bzw. 
Stabilitätspolitik. Wie konnte die Bundesregierung 
für 20 Milliarden D-Mark Dollar ins Land fließen 
lassen, bevor sie den Zufluß abriegelte? Was wird 
in Zukunft aus den eingeflossenen Dollar-Beträgen? 
Werden Sie wieder abgebaut werden? Wir alle 
hoffen, daß sie so schnell wie möglich das Land wie-
der verlassen. Gibt es aber eine Gewähr dafür? 
Und wenn sie nicht wieder abfließen, welche Maß-
nahmen wird die Bundesregierung oder die Bundes-
bank ergreifen, den inflatorischen Wirkungen zu 
begegnen? Die Antworten, Herr Minister, die Sie 
darauf gegeben haben, reichen meiner Meinung 
nach nicht aus. 

Was wird im übrigen aus den Maßnahmen, Herr 
Minister, die die Bundesregierung ergriffen hat, also 
die Maßnahmen nach § 23 des Außenwirtschaftsge-
setzes, die den Devisenzustrom aufhalten sollten, es 
aber nicht vermochten? Wird man sie wieder aufhe-
ben? Man braucht sie doch jetzt nicht mehr. Sie soll-
ten daher so schnell wie möglich wieder verschwin-
den. Sie sind völlig nutzlos und behindern nur den 
freien internationalen Zahlungs- und Kapitalver-
kehr. 

(Zuruf des Abg. Wehner.) 
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Jetzt muß der Blick nach vorn gerichtet werden, jetzt 
muß Stabilitätspolitik betrieben werden. Jetzt, wo 
die außenwirtschaftliche Absicherung erfolgt ist, 
müssen intern im Lande selbst die Maßnahmen er-
griffen werden, die zu einer stabilen wirtschaftlichen 
Entwicklung zurückführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wehner: 
An Ihrer Stelle möchte ich auch nicht 

stehen!) 

Meine Damen und Herren, wenn schon die zur 
Abwehr des Dollar-Zuflusses ergriffenen Maßnah-
men und ihre fast vollständige Wirkungslosigkeit 
zu äußerster Besorgnis Anlaß gaben, so gilt dies 
noch mehr für den Zustand der EWG und die Art 
und Weise, wie auf dieser Ebene die Währungskrise 
behandelt wurde. Seit zwei Jahren befinden sich die 
Mitgliedstaaten der EWG in der ersten Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion. Die Regierung be-
teuert immer wieder, wie sehr ihr an Fortschritten 
gelegen sei, genauso wie uns an Fortschritten gele-
gen ist. Doch wo sind die Fortschritte? Nach zwei 
Jahren Wirtschafts- und Währungsunion ist die wäh-
rungspolitische Zusammenarbeit nicht enger, sondern 
lockerer geworden. Da hilft auch kein Hinweis auf 
die Beschlüsse des Ministerrats vom März oder vom 
Oktober 1972. 

Zu Beginn der jüngsten Währungskrise befand 
sich die EWG in folgender Situation: Ein Land 
floatete, drei Länder hatten gespaltene Devisen-
märkte, zwei Länder verteidigten nur mühsam die 
Washingtoner Währungsbeschlüsse von 1971. Zuge-
geben, Herr Minister, hierfür ist die Bundesregie

-

rung allein nicht verantwortlich gewesen und ver-
antwortlich zu machen. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

— Wir wollen die Dinge so darstellen, wir wollen 
sie so betrachten, wie sie sind. 

(Lachen bei der SPD. 	Abg. Wehner: Das 
ist sehr selten bei Ihnen! — Abg. Haase 
[Kassel] : Dem kann man es nie recht 

machen!) 

— Aber auch das andere, Herr Wehner, müssen Sie 
sich dann anhören. 

(Weiter Zurufe von der SPD und Gegen

-

rufe von der CDU/CSU.) 

Auch die anderen Mitgliedstaaten haben wenig zu 
einer engeren währungspolitischen Zusammenarbeit 
beigetragen. Doch was geschah während der jüng-
sten Krisentage? Die drei größten EWG-Staaten ver-
handelten, ohne die übrigen hinzuzuziehen: EWG- 
Organe traten nicht zusammen; lediglich auf eine 
gemeinsame Schließung der Devisenmärkte konnte 
man sich einigen. Gestern, Dienstag, ging auch 
Italien zum vollständigen Floaten über, um die ame-
rikanische Abwertung für den eigenen Außenhan-
del aufzufangen, offensichtlich ohne zuvor die ande-
ren Mitgliedstaaten unterrichtet oder gar konsultiert 
zu haben. „Die schlechteste Figur in der Krise hat 
der europäische Geist gemacht", schreibt heute eine 
große Tageszeitung. 

(Abg. Wehner: „Die Welt" wahrscheinlich! 
— Heiterkeit bei der SPD.) 

(C 
Das ist nicht die Art von Zusammenarbeit, 

(Abg. Wehner: Die „große, weite Welt" !) 

die nötig ist und die die Situation erforderte. Die 
Verärgerung der kleineren EWG-Staaten ist daher 
nur allzu berechtigt. Die EWG kann und darf nicht 
nur eine „Schönwetter-Gemeinschaft" sein. Sie muß 
auch dann zusammenhalten, wenn es einmal stürmt. 
Hier ist, meine ich, Versäumtes nachzuholen. 

Die Bundesregierung sollte und muß nunmehr 
alles daransetzen, daß insbesondere die währungs-
politische Zusammenarbeit in der EWG die Mitglied-
staaten endlich einen Schritt voranbringt, und dafür 
scheinen ja gewisse positive Ansätze vorhanden zu 
sein. 

(Abg. Wehner: Hört! Hört!) 

Wenn es richtig ist — Herr Minister, Sie haben 
soeben darauf hingewiesen —, daß auch Frankreich 
einer europäischen Lösung schon im Juni 1972 zu-
gestimmt hat und auch in den letzten Tagen wieder 
zu einer europäischen Lösung bereit war, dann sollte 
es endlich Fortschritte geben. Wir hören sehr gern, 
daß Sie es als Ihre Aufgabe und als eine Aufgabe 
der nächsten Zeit ansehen, solche Fortschritte zu er-
reichen. 

Aber auch noch auf einem anderen Gebiet muß 
sich die EWG künftig behaupten, nämlich in den 
handelspolitischen Gesprächen mit den USA, die vor 
der Tür stehen. Wir hoffen sehr, daß diese Ge-
spräche nicht in einem handelspolitischen Protektio-
nismus enden, sondern ebenso vom Geist der Soli-
darität getragen werden wie die jüngsten währungs-
politischen Maßnahmen. 

Nun noch ein Wort zu der dringenden, nicht mehr 
aufschiebbaren Reform des Weltwährungssystems. 
Meine Damen und Herren, niemand wird behaupten 
wollen, daß mit den amerikanischen und japanischen 
Maßnahmen die uns beschäftigenden und belasten-
den Währungsprobleme gelöst worden seien. Nur 
die akuten Sorgen sind damit zunächst vom Tisch. 
Den westlichen Industrienationen ist damit aber 
andererseits auch eine Atempause verschafft wor-
den, eine Atempause, die um jeden Preis genutzt 
werden sollte, um so schnell wie möglich die über-
fällige Reform des Weltwährengssystems in Angriff 
zu nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Im Jahreswirtschaftsbericht 1970 war zu lesen, daß 
die Beruhigung der Währungslage nach den Pari-
tätsänderungen der D-Mark und des Französischen 
Franken von 1969 es erlaube, Überlegungen über 
eine Änderung des derzeit gültigen Währungs-
systems mit Sorgfalt und genügendem Abstand vom 
täglichen Geschehen anzustellen. Wir wissen alle, 
was dann folgte. 1971 hatten wir die nächste Wäh-
rungskrise, Mitte 1972 abermals eine und Anfang 
1973, in den letzten Tagen, eine weitere, hoffentlich 
die letzte. 

Warum sage ich dies? Warum weise ich auf diese 
Entwicklung hin? Ich tue das, um zu zeigen, daß 
wir wirklich nur eine Atempause haben, daß wir 
uns nicht erneut in der trügerischen Hoffnung wie-
gen sollten, genügend Zeit zu haben. Die Zeit zur 
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Reform des Weltwährungssystems drängt wirklich. 
Wir sollten und müssen endlich Fortschritte erzielen. 
Solange die Fragen der Rolle des Goldes, der 
Reservewährungen und der Sonderziehungsrechte 
nicht gelöst sind, solange es über die Wechselkurs-
politik keine einheitliche Auffassung und vielleicht 
bestimmte Regeln gibt, solange das Problem der Dol-
larkonvertibilität im Raum steht, solange 60 bis 80 
Milliarden Euro-Dollar von Land zu Land wandern, 
solange die Zinspolitik nicht nur als ein nationales, 
sondern auch als ein für die Währungsströme emi-
nent wichtiges internationales Problem behandelt 
wird, so lange, meine Damen und Herren, bleibt die 
Währungssituation labil. Hier ist ein weiterer Auf-
schub nicht mehr zulässig. 

Doch wie sieht es damit aus? Zwar tagt die Zwan-
ziger-Gruppe, die entsprechende Vorschläge prüfen 
soll. Von seiten der USA sind solche Vorschläge in-
zwischen gemacht worden. Die EWG jedoch hat 
Vorschläge bisher nicht vorlegen können, weil sie 
nicht dazu in der Lage war, sich intern zu einigen, 
weil es ihr bisher nicht gelungen ist, dafür einen 
gemeinsamen Nenner zu finden. 

Hier, meine Damen und Herren, liegen die Auf-
gaben der nächsten Zukunft: in der EWG bei einer 
besseren Zusammenarbeit, der Gewinnung wirklich 
gemeinschaftlicher Lösungen und nicht nur ihrer 
Ankündigung und international bei der Reform des 
Weltwährungssystems. Hierfür, Herr Minister, ha-
ben Sie auch die volle Unterstützung der CDU/CSU- 
Fraktion. 

(Abg. Wehner: Auch von Herrn Narjes?) 

Nicht die Betonung und Hervorhebung von Grund-
sätzen sind das Gebot der Stunde, sondern kon-
krete Maßnahmen und Entscheidungen. Seien wir 
froh darüber, daß die amerikanische und die japa-
nische Regierung gehandelt haben! Nutzen wir jetzt 
aber auch gemeinsam die uns damit verschaffte 
Atempause, und lösen wir die drängenden, nach 
wie vor ungelösten Probleme der Weltwährungs-
ordnung, damit Währungskrisen wie die der letzten 
Jahre bald für immer der Vergangenheit angehören! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Graf Lambsdorff. Er hat eine Redezeit von 
40 Minuten beantragt. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr 
Kollege Dr. Sprung, wir waren heute — jedenfalls 
ich — eigentlich darauf eingerichtet, eine stabilitäts-
politische Debatte zu führen, nachdem wir doch 
monatelang von Ihnen gehört haben, daß außen-
wirtschaftliche und außenwährungsmäßige Einflüsse 
mit Stabilitätspolitik überhaupt nichts zu tun haben. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Dies ist uns ja lange genug vorgehalten worden. 
Aber wir werden auch dazu noch mit einigen Be-
merkungen Stellung nehmen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Wer hat denn 
das gesagt?) 

— Das müßten Sie einmal in den zahlreichen Wahl-
kampfveröffentlichungen nachsehen, aber, Herr 
Müller-Hermann, es waren so viele, daß Sie sie 
selber wahrscheinlich gar nicht alle lesen konnten. 

Meine Damen und Herren, was ich im Namen 
meiner Fraktion hier vorzutragen habe, darf ich mit 
folgender Feststellung beginnen: Wir betrachten 
die Behandlung, die die Währungsprobleme in den 
vergangenen zehn Tagen durch die Bundesregie-
rung erfahren haben, als eine ausgesprochene Wohl-
tat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nach unserer Ansicht ist es seit langer Zeit das 
erstemal, daß diese Dinge behandelt wurden, ohne 
das Licht der Fernsehscheinwerfer einzuschalten und 
ohne, wie es der Herr Bundesfinanzminister ausge-
drückt hat, über diese Fragen auf dem Marktplatz 
zu diskutieren. Die Nervenkraft, die dazu notwen-
dig war, und der Sachverstand, mit dem das ge-
schehen ist, veranlassen uns, Ihnen, Herr Bundes-
finanzminister, mit aller Betonung den Respekt mei-
ner Fraktion auszusprechen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir schließen in diesen Respekt den Sprecher der 
Bundesregierung, der diesmal auftragsgemäß der 
Schweiger der Bundesregierung war, ausdrücklich 
ein. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Die Erfahrungen, die wir diesmal gemacht haben, 
sind auf dem Hintergrund früherer, vergleichbarer 
Erfahrungen besonders wohltuend: von zunächst 
eingestimmten Duetten über Duette mit Disso-
nanzen bis zu Auftritten von Starsolisten. Das alles 
ist uns diesmal erfreulicherweise erspart geblieben. 
Wenn in der Öffentlichkeit erklärt wird, daß diese 
Bundesregierung bei der Behandlung und Lösung 
der Probleme Glück gehabt habe, so möchten wir 
mit aller Deutlichkeit betonen, daß das richtig ist, 
aber daß nach einem bekannten Sprichwort der 
Tüchtige eben Glück hat und auch eine tüchtige 
Bundesregierung einmal das Glück, das der Poli-
tiker nötig hat, haben kann und hier gehabt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Am Anfang der Behandlung dieser Probleme 
stand die Ausweitung des § 23 des Außenwirt-
schaftsgesetzes. Der eine oder andere hat ja noch in 
Erinnerung, zu welcher Zeit dieses Gesetz verab-
schiedet worden ist und wessen Unterschriften es 
trägt. Es ist ohne Zweifel richtig, daß sich hier das 
geflügelte Wort vom Fluch der bösen Tat bewahr-
heitet, daß ein einmal eingeschlagener dirigistischer 
Weg die nachfolgende böse Tat erzeugen muß. 
Aber zunächst einmal hat niemand in der Bundes-
regierung — dies, Herr Dr. Sprung, haben Sie, 
glaube ich, übersehen oder übersehen wollen — 
geglaubt, mit einer Erweiterung des Instrumenta-
riums des § 23 des Außenwirtschaftsgesetzes eine 
Springflut dieses Ausmaßes bekämpfen zu können. 
Wohl aber hat jeder in der Bundesrepublik deut-
liche psychologische Zeichen setzen wollen, daß wir 
bereit waren, die Parität der D-Mark zu verteidigen 
und vertragstreu innerhalb der Europäischen Ge- 
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meinschaft und des Smithsonian Agreement zu den 
Vereinbarungen zu stehen. Und dies, meine Damen 
und Herren, diese Entschlossenheit und die Bekun-
dung dieser Entschlossenheit, waren wesentlich, 
waren richtig, angemessen und angebracht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist erfreulich, zu sehen, daß sich der Markt ge-
genüber dem § 23 des Außenwirtschaftsgesetzes als 
stärker erwiesen hat — auch wenn es ein Markt 
war, der uns Probleme bereitet hat. 

Ich warne aber davor, hier nun wiederum vorzu-
tragen, daß etwa in der Einführung gespaltener 
Kurse ein Rezept oder ein Allheilmittel liegen 
könnte. Das ist diskutiert worden, und meine 
Freunde und ich sind nach wie vor der Ansicht, daß 
dies kein Rezept ist, weil die Kontrollmöglichkei-
ten fehlen und weil wir eben nicht — wie andere 
Länder — 5000 Bankbeamte in verstaatlichten Ban-
ken haben. Und wer glaubt, er müßte aus den bis-
herigen privaten Bankangestellten staatliche Bank-
beamte machen, also das Bankwesen vielleicht auch 
bei uns verstaatlichen, der befindet sich, was die-
sen Punkt anbetrifft, jedenfalls mit meinen Freun-
den schnell auf dem Kriegspfad — aber gegenein-
ander! 

Herr Dr. Sprung, Sie haben beklagt — und ich 
verstehe gar nicht, warum —, daß der § 23 des 
Außenwirtschaftsgesetzes nicht wieder aufgehoben 
werden solle bzw. daß die Maßnahmen, die jetzt 
ergriffen worden sind, nicht zurückgezogen würden. 
Der Herr Bundesfinanzminister hat ausdrücklich mit-
geteilt, 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

daß nach Verabschiedung der Änderung des Bar

-

depotgesetzes mit der Anhebung auf 100 Prozent 
diese Maßnahmen zurückgenommen werden sollen. 

(Zustimmung des Abg. Wehner.) 

Dies halten wir für notwendig, dies begrüßen wir, 
und ich darf gleich formell bemerken, daß meine 
Fraktion gemeinsam mit dem Koalitionspartner die 
Änderung des Bardepotgesetzes hier einbringt, der 
Anhebung der Ermächtigung auf den Satz von 
100 Prozent zustimmt und um die Überweisung an 
den zuständigen Ausschuß bittet. 

Wir wollen die genannten Maßnahmen aufhe-
ben, weil in der Tat der § 23 des Außenwirtschafts-
gesetzes in die ordnungspolitischen Vorstellungen 
von der Wirtschaftsordnung, die wir wollen, nicht 
hineinpaßt. Wir glauben z. B. auch — das darf ich 
vielleicht am Rande bemerken —, daß man die Be-
schränkung des Aktienkaufs durch Ausländer erst 
gar nicht hätte einführen sollen, denn erstens geht 
es da um einen Betrag, den die Katze auf dem 
Schwanz wegträgt, und zweitens ist dies in der Tat 
nicht zu kontrollieren. Aber das kann korrigiert 
werden; dies ist ein unbeträchtlicher Schönheits-
fehler. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, welche 
Alternativen hätten denn eigentlich bestanden, 
wenn Sie diese Politik kritisieren? Welche Alter-
nativen hätten Sie vorgeschlagen? Da wären doch 
wohl nur das Aufwerten und das Floaten gewesen. 

Aufwerten? Es sind sich doch alle darüber einig, 
daß wir im Vergleich zu unseren Nachbarländern 
— ich meine die europäischen Länder — ganz 
sicherlich keine Unterbewertung der D-Mark fest- 
stellen konnten. Und wir müssen ja daran denken 
- der Herr Bundesfinanzminister hat darauf hin- 
gewiesen —, daß der bei weitem größte Anteil un-
seres Exports in die Länder der Europäischen Ge-
meinschaft geht. Überbewertet war allenfalls der 
Dollar, und hier war der Schlüssel zur Lösung des 
Problems zu suchen; aber der war natürlich, wie 
wir alle wissen, nicht von vornherein vorhanden. 

Und Floaten? Nun, meine Damen und Herren, daß 
das Floaten letztlich bei der Aufwertung landen 
würde, wissen wir alle. Diese Erfahrung haben wir 
gemacht, und in der Situation, in der wir uns dies-
mal befunden haben, wäre das nicht anders ge-
wesen. 

Die Entscheidung des Jahres 1971, zum Floaten 
zu kommen, wird von meinen Freunden und mir 
auch heute noch für richtig gehalten; aber ich ge-
stehe, daß ich, der ich ursprünglich ein Anhänger 
freier Wechselkurse war, damals mit Schrecken ge-
sehen habe, welch desintegrierende Wirkung das 
Floaten gehabt hat. Und so glaube ich, daß wir 
jedenfalls dann liberale handels- und währungs-
politische Spielregeln nicht verfechten und nicht 
durchhalten können, wenn sich nicht alle an diese 
liberalen Spielregeln halten. Das ist beim Floaten 
eben nicht der Fall gewesen. Sie wissen, daß das 
verschmutzte Floaten eingeführt worden ist. Und 
das, was die Zentralbank in Japan heute morgen 
getan hat, ist im Grunde nichts anderes; auch dies 
ist schon wieder kein reines Floaten der Wechsel-
kurse mehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch die 
Italiener!) 

— Ich komme auf das Thema der Italiener noch zu 
sprechen. — Beim Floaten 	da kann ich dem Bun

-

desfinanzminister nur zustimmen — hätte außer den 
Japanern niemand in der Welt mitgemacht, man 
hätte uns in dieser Situation sitzenlassen, hätte sich 
die Hände gerieben, und wir hätten die negativen 
Folgen für die Gesamtwirtschaft — ich verkenne 
die negativen Folgen für einzelne Bereiche unserer 
Wirtschaft überhaupt nicht — alle miteinander aus-
baden müssen. 

(Abg. Wehner: Leider wahr!) 

Ganz gewiß, meine Damen und Herren, hat natür-
lich auch diese Lösung, hat auch das, was wir in den 
letzten zehn Tagen erlebt haben, eine Schattenseite. 
Ich meine, daß es nicht erfreulich ist, daß Abwer-
tungsgewinne gemacht werden konnten. Ich stimme 
aber dem Herrn Bundesfinanzminister darin zu, daß 
es Unfug ist, von Abwertungsgewinnen in der Grö-
ßenordnung von 7 Milliarden zu reden, denn dies 
zu vermeiden hätte ja zur Voraussetzung gehabt, 
daß wir unsere laufenden Währungsreserven außer 
Landes geschickt hätten. Wohin denn wohl? Nach 
Tokio? Das einzige, was uns zusätzlich auf den 
Hals gekommen ist, sind die 20 Milliarden D-Mark, 
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die in der vergangenen Woche hereingekommen 
sind. 

(Abg. Dr. Wagner [Trier]: Ist ja auch schon 
ganz nett!) 

— Natürlich ist das ganz nett, ein ganz erklecklicher 
Betrag. Hier muß man einfach auf die Waagschale 
legen, welche Lösung teurer, kostspieliger und für 
die Gesamtwirtschaft vertretbarer gewesen wäre. 
Da sage ich Ihnen: die Lösung, die wir hier gefun-
den haben, ist die weniger kostspielige, die für die 
Gesamtwirtschaft vertretbarere als jedes Floaten 
und jede Aufwertung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In diesem Zusammenhang eine Bemerkung! Es 
wird ja immer wieder von den sogenannten „Spe-
kulanten" gesprochen. — Entschuldigung, ich habe 
das Wort „sogenannten" gebraucht; dann ist man 
gleich bei „Phänomenen", und das sollte man ja 
wohl ebenfalls aus dem politischen Sprachschatz 
ausmerzen. Aber ich würde es ganz gern immer in 
Anführungsstriche gesetzt sehen. Denn im Grunde 
sind das Leute, die sich wirtschaftlich vernünftig 
verhalten. Solange wir unsere Währungssysteme 
nicht in vernünftiger wirtschaftlicher Ordnung hal-
ten, können wir niemandem vorwerfen, daß er ver-
sucht, Verluste zu vermeiden. Man kann nicht er-
warten, daß sich irgend jemand einfach auf seinen 
Dollarbeträgen niederläßt, um dann stillschweigend 
und murmellos zuzusehen, bis ihn die Abwertung 
überrascht und er damit einen beträchtlichen Ver-
mögensverlust erlitten hat. 

Allerdings darf man vielleicht die Frage stellen, 
ob es internationaler währungspolitischer Solidari-
tät entspricht, wenn nun auch ausländische Zentral-
banken es für richtig halten, ihre Dollars in die Bun-
desrepublik Deutschland zu schicken. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Ein Thema, das ich hier ohne jeden sozialrevolutio-
nären Unterton anschneiden möchte, sind die erheb-
lichen Milliardenbeträge, die in ölproduzierenden 
Ländern entstanden sind. Das ist eine Erscheinung, 
mit der wir uns auf dem internationalen Währungs-
gebiet auseinandersetzen müssen, die ganz sicher-
lich auch bei der Frage der Neuordnung des Welt-
währungssystems — ich komme darauf noch zu spre-
chen — behandelt werden muß. 

In den Augen meiner Freunde ist die politische 
Seite dieser Regelung — darauf hat der Herr Bun-
desfinanzminister hingewiesen — einer der ent-
scheidenden Gesichtspunkte. Wir haben uns Europa 
gegenüber vertragstreu verhalten, und wir haben 
unsere Beziehungen zu den Vereinigten Staaten eher 
verbessert als verschlechtert und uns auch dort ver-
tragstreu verhalten im Sinne des Smithsonian Agree-
ments. Dies ist nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre, wie wir meinen, ein wesentlicher Aktiv-
posten, der zu dem wirtschafts- und währungs-
politischen Ergebnis auf der Habenseite zu verbu-
chen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich erwähne noch die Einsicht der Vereinigten Staa

-

ten, die wir begrüßen — auf die Handelsbilanzzah

-

len brauche ich nicht einzugehen, sie sind erwähnt 

worden —, und die schließliche Bereitschaft der Ja-
paner, aus ihrer meisterhaften Verzögerungsrolle 
etwas freundlich herauszutreten und uns bei der Lö-
sung dieser weltweiten Probleme zu helfen. Die Soli-
darität, die sich zwischen den europäischen Ländern 
gezeigt hat, läßt mich aber die Gegenfrage stellen, 
Herr Dr. Sprung, warum um alles in der Welt man 
sagen oder es auch nur zitieren kann —, daß die 
europäische Zusammenarbeit in diesem Rahmen die 
schlechteste Figur gemacht habe. Ich halte das Ge-
genteil für wahr. Ich glaube, daß sich hier zum 
erstenmal unter dem Zwang der Ereignisse — und 
der Zwang der Ereignisse ist nun einmal das, was 
zum Handeln und zum gemeinsamen Handeln 
führt —, europäische Zusammenarbeit in einem Aus-
maße bewährt hat, wie wir es alle — seien wir doch 
einmal ehrlich — am Freitagabend vergangener 
Woche für ausgeschlossen gehalten haben. Niemand 
hat es geglaubt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Italiener — ich bin eben durch einen Zwi-
schenruf darauf aufmerksam gemacht worden — sind 
aus diesem Bereich ausgeschert; das ist richtig. Aber 
das erinnert mich an eine alte und, wie ich meine, 
sehr kluge jüdische Geschäftsweisheit, wonach 
Kasse sinnlich und Dalles schofel macht, wenn man 
in schwierigen Situationen steckt. Wir sollten nicht 
den Stab brechen, wir sollten versuchen zu helfen. 
Dies scheint mir die sinnvolle Reaktion darauf zu 
sein, obwohl es natürlich nicht begrüßenswert ist, 
daß hier einer alleine aus der gemeinsamen Front 
ausschert. 

Lassen Sie mich noch einige Worte zu der Frage 
sagen, wo denn eigentlich Ursache und Anlaß die-
ser Krise zu finden sind, die ja nicht plötzlich aus 
der Nacht gekommen sein kann. Sie sind in der Tat-
sache zu finden, daß das Weltwährungssystem nicht 
in Ordnung ist. Sie sind darin zu finden, daß das 
System von Bretton Woods, das auf der Rolle eines 
Leitwährungslandes und eines Weltbankiers beruht, 
dann nicht mehr funktioniert, wenn dieser Welt-
bankier aus welchen Gründen auch immer — und 
ich möchte sagen: aus verständlichen Gründen —, 
nicht mehr bereit ist, die Last oder die Verantwor-
tung dieser Rolle zu tragen. Damit ist dieses Welt-
währungssystem aus den Angeln gehoben. Dies ist 
nach meiner Meinung nach wie vor die Ursache 
dieser Währungskrise, hoffentlich nicht auch die 
Ursache weiterer Währungskrisen; aber dazu sage 
ich noch ein paar Worte. 

Die Frage nach dem Anlaß! Anlaß ist nach meiner 
Überzeugung — und dies sollte uns zu denken ge-
ben — eine falsche nationale Zinspolitik in Italien 
gewesen, die zum Abfluß von Dollarliquidität ge-
führt hat, weil man aus den verständlichen Grün-
den, die ich eben mit dem Sprichwort angedeutet 
habe, künstlich ein Niedrigzinsniveau produzieren 
wollte. Und letztlich eine, vielleicht darf man sagen: 
hypernervöse Reaktion der Schweizerischen Natio-
nalbank, die bei einem Angebot von 270 Millionen 
Dollar bereits zum Floaten übergegangen ist. 

In diesen Zusammenhang gehört natürlich das 
inzwischen zur stereotypen Redensart gewordene 
Wort: Die nächste Krise kommt bestimmt. Des- 
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wegen bin ich dem Herrn Bundesfinanzminister be-
sonders dankbar, daß er — für mich jedenfalls hat 
er damit auch einige frühere mißverständliche 
Äußerungen klargestellt — mit aller Eindeutigkeit 
die Vorrangigkeit der Reform des Weltwährungs-
systems und die Unterstützung dieses Vorhabens 
durch die Bundesregierung klargestellt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

In der Tat, Herr Minister, wir kurieren allemal — 
das gilt auch für das erfolgreiche Kurieren der letzten 
10 Tage - an den Symptomen herum, und wir 
packen nicht die Ursache. Wir haben sie bisher 
immer noch nicht erreicht. 

Welche Punkte — um es mit ganz wenigen Sätzen 
zu sagen — muß diese Reform enthalten? Sie muß 
zunächst dafür sorgen, daß die 60 bis 70 Milliarden 
Dollar überschüssiger Liquidität, die durch die 
Welt geistern, eingefroren werden. Ich glaube, es 
würde zu weit führen, hier über die technischen 
Möglichkeiten zu sprechen. Aber dies ist ein Zen-
tralproblem: daß der Liquiditätsüberschuß der Welt 
verschwindet. 

Die Reform muß zweitens dafür sorgen, daß neue 
Liquidität nur durch ein Weltwährungsgremium zu-
geteilt wird, das eine unabhängige Entscheidung 
treffen kann. Das kann nur dadurch geschehen, daß 
ein anderes Reservemedium an die Stelle des Dol-
lars tritt, der nicht mehr bereit ist, diese Rolle zu 
spielen. Das werden nur die Sonderziehungsrechte 
sein können. Aber es ist notwendig, meine Damen 
und Herren, daß unabhängige Gremien entscheiden 
können. Es ist erforderlich, daß Liquidität nicht nach 
Gefälligkeitsgesichtspunkten, sondern nach den 
Grundsätzen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit zu-
geteilt wird. Mit internationaler Liquidität kann 
nicht Sozialpolitik und auch nicht Entwicklungs-
politik betrieben werden. Insofern gibt mir die Zu-
sammensetzung der Zwanziger-Gruppe gelegentlich 
zu leichten Bedenken Anlaß; ich sage das hier ganz 
offen. 

Das muß zur Folge haben — und so muß dieses 
System aussehen —, daß sich eine nationale defizi-
täre Zahlungsbilanzpolitik alsbald auf die Liqui-
ditätssituation des betreffenden Landes auswirkt, 
so daß es zur Zahlungsbilanzdisziplin schlichtweg 
gezwungen wird. Ich glaube, daß dies erreichbar 
ist, zumal die Vereinigten Staaten seit dem Herbst 
des vorvergangenen Jahres grundsätzlich erklärt 
haben, daß sie sich einem solchen Automatismus 
unterwerfen würden. Dies ist ein ganz wesentlicher 
Fortschritt gewesen; denn bis dato klang das immer 
ganz anders. 

Natürlich bedeutet das, auf längere Sicht gesehen, 
einen eingeschränkten Spielraum nationaler Kon-
junkturpolitik. Dies müssen wir sehen, und wir 
müssen erkennen, daß die Wechselkurspolitik — 
wenn sie überhaupt je ein geeignetes Mittel war  — 
in  Zukunft dafür vermutlich nicht zur Verfügung 
stehen kann. 

Schon heute sollten wir uns fragen — ich habe das 
bei der Erwähnung der Zinssituation in Italien an-
geschnitten —, ob es nicht notwendig ist, die natio-
nale Zinspolitik der Länder mindestens in der Euro

-

päischen Gemeinschaft untereinander und aufein-
ander abzustimmen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sehr richtig!) 

Wenn es richtig ist, daß diese Krise zinsinduziert 
gewesen ist, dann müssen wir uns mit diesem 
Thema beschäftigen. Dann ist es nicht mehr richtig 
— ich glaube, es ist schon lange sachlich nicht mehr 
gerechtfertigt —, davon auszugehen, daß man Dis-
kontsätze miteinander vergleicht, weil bei einem 
funktionierenden Interbankengeldapparat der Dis-
kontsatz nur noch eine sehr untergeordnete Rolle 
spielt. Das gilt für die Schweiz und am Züricher 
Bankplatz schon lange, und dies gilt zunehmend 
auch in Frankfurt. Sie können das auch deutlich 
sehen: Wenn die prime rate in Amerika zur Zeit 
6¼% beträgt, so liegen die Kreditkosten für erst-
klassige Kreditnehmer bei 7¼%. Wir haben einen 
Diskontsatz von 5%. Das hört sich erfreulich niedrig 
an. Aber die Kreditkosten liegen bei 9 %. Das ist 
der eigentliche vergleichbare Satz. Das ist das Ge-
fälle, dem dann die überschüssige Liquidität folgt. 
Hier liegt ein Problem, mit dem wir uns, wie ich 
glaube, beschäftigen müssen, worüber wir nach-
denken müssen. Mehr läßt sich dazu hier und heute 
an dieser Stelle nicht sagen. 

Meine Damen und Herren, die Reform des Welt-
währungssystems ist in der Tat — da kann ich 
Herrn Dr. Sprung nur zustimmen, und ich unter-
streiche, was der Herr Bundesfinanzminister gesagt 
hat — eine Existenzfrage. Sie ist eine Existenzfrage 
auch und gerade für die gesellschaftspolitische Wei-
terentwicklung in diesem Lande und in anderen 
Ländern. Wir brauchen — so meinen meine Freunde 
und ich — einen engen Kontakt zwischen Regierung 
und Parlament. Wir möchten, daß die Bundesregie-
rung das Parlament in diesen Fragen gründlich und 
fortlaufend unterrichtet. Wir fordern die Bundes-
regierung auf — und freuen uns, heute ein der-
artiges Bekenntnis gehört zu haben —, in ihrem 
Bemühen nicht nachzulassen, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland ihren Anteil zu der Lösung dieser 
Probleme beiträgt. 

Ich glaube, wir sollten die Fundamente dieser 
Weltwährungsordnung, die arg gefährdet sind, 
sichern, bevor sie zu Treibsand zerbröseln. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Arndt (Berlin). Für ihn sind 30 Mi-
nuten Redezeit beantragt. 

Dr. Arndt (Berlin) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die deutsche Öffentlichkeit hat 
den Sachverständigenrat kennen und schätzen ge-
lernt. Sie weiß von seinen Jahresgutachten. 

Die Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
hatten bisher ein erstes Kapitel „Zur Konjunktur-
lage" — internationale und nationale Szenerie. Das 
hat sich geändert. In seinem neuesten Jahresgut-
achten 1972 — Drucksache 7/2 — ist das erste Kapi-
tel nicht mehr die weltweite Lage, sondern das 
erste Kapitel heißt: „Auf dem Wege zu einer euro- 
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päischen Wirtschafts- und Währungsunion". Es ist 
der Untersuchung vorangestellt. 

Die Beschreibung dieses Weges hat der Sachver-
ständigenrat mit Unterüberschriften gepflastert. 
Eine heißt: „Europäische Tatsachen". Diese Tat-
sachen sind Zollunion, gemeinsamer Agrarmarkt, 
Freizügigkeit aller Arbeitnehmer; sie sind durch-
gehende Einführung der Mehrwertsteuer in allen 
neun Ländern der Gemeinschaft, Gemeinschaftsver-
antwortlichkeit für die Handelspolitik, weite Zu-
ständigkeiten im Bereich der Wettbewerbspolitik, 
in der Politik der Beihilfen. Das sind die europä-
ischen Tatsachen, Tatsachen von Messina, von Rom. 

Es sind neue hinzugekommen, nämlich die Tat-
sachen der Gipfelkonferenz von Den Haag: 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Kein Kleineuropa mehr, dafür ein Europa erweitert 
um Irland, England, Dänemark; offen für jedes frei 
regierte Land auf diesem Kontinent. 

Die Beschreibung der Wegstrecke durch die Gut-
achter — eine sehr freimütige und umfassende Be-
schreibung — hat noch andere Unterüberschriften. 
Eine heißt: „Die Lücke zwischen dem Verlust an 
nationaler Autonomie und gemeinschaftlichem Han-
deln", oder die Lücke zwischen dem, was die Ge-
meinschaft stabilitätspolitisch schon tun kann, und 
dem, was die einzelnen Länder nicht mehr zu tun 
vermögen. Diese Lücke besteht zwischen der Wirt-
schafts- und der Währungspolitik, sie besteht aber 
auch innerhalb der Währungspolitik, sie besteht 
auch innerhalb der Wirtschaftspolitik. Es ist eine 
Lücke zwischen Zielen und Aktionen. 

Europa hat gemeinsame Ziele. Europa hat auch 
gemeinschaftliche Organe, aber noch fehlt es diesen 
Organen an Macht, mitunter auch an Freude und 
Wille zum Handeln, zur Macht. Von dieser Lücke 
und in dieser Lücke lebt allerhand: z. B. der Euro

-

Dollarmarkt — 90 Milliarden Dollar, und fast alles 
davon eigene Geldschöpfung — natürlich auch die-
jenigen, die die „Wohnsitze" von Bankguthaben 
zwischen den europäischen Bankplätzen verlagern. 
Genau in dieser Lücke zwischen dem gemeinsamen 
europäischen Ziel und dem raschen gemeinschaft-
lichen Handeln hatten sich in den letzten Wochen 
die Bundesregierung, die französische Regierung 
und die europäische Kommission zu bewegen. Es ist 
die Auffassung auch der sozialdemokratischen Frak-
tion, daß sich alle drei in dieser Lücke meisterhaft 
bewegt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unser besonderer Dank gebührt dem Wirtschafts-
minister und dem Finanzminister und ihren engsten 
Mitarbeitern. Dazu vielleicht ein Zitat aus einem 
Buch „Strategie des Gleichgewichts": 

In jedem Fall ist klar, daß unsere Außenwirt-
schafts- und Außenwährungspolitik eines der 
wichtigsten Instrumente deutscher Außenpolitik 
geworden ist im Verhältnis zum Westen wie 
zum Osten wie zur Dritten Welt. Das Instru-
ment bedarf in seiner Handhabung bewußt aus-
geübter außenpolitischer Kontrolle und Beein-
flussung. 

Der Autor: Helmut Schmidt. 

Die währungspolitischen Entscheidungen der letz-
ten Tage für den Dollar und für den Yen auf „Ver-
änderung" und für die maßgeblichen europäischen 
Währungen auf „keine Veränderung" begrüßen wir 
Sozialdemokraten auch aus folgenden Gründen. 
Erstens scheint doch eine der großen Streitfragen 
der Weltwährungsreform der Lösung nähergebracht 
worden zu sein, nämlich die Frage: Wann hat eine 
Währung aufzuwerten, und wann hat eine Währung 
abzuwerten? Dies hat in praktischem Handeln er-
neut eine Antwort gefunden. Wir hoffen, daß dieser 
erneute Erfolg auch die juristische Definition des 
schwierigen Falles in der „Gruppe der 20" erleich-
tert. 

Das Zweite ist: Die amerikanische Regierung hat 
den neuen Wechselkurs des Dollars nicht nur in 
Goldpreisveränderung ausgedrückt, sondern auch in 
Veränderung der Sonderziehungsrechte von 0,9 auf 
0,8. Wir hoffen, daß dieser neue Maßstab einer ver-
nünftigen und planvollen internationalen Währungs-
politik sich nach und nach durchsetzt. Wir unter-
stützen dabei die Bemühungen des amerikanischen 
Kongresses, diese Sonderziehungsrechte als inter-
nationales Zahlungsmittel zwischen den Notenban-
ken voll zu etablieren, insbesondere auch die An-
strengungen des zuständigen Unterausschusses 
unter seinem Vorsitzenden Reuss. Zur Zeit sind die 
Sonderziehungsrechte weitgehend als internationa-
les Zahlungsmittel ungenutzt wegen ihrer verhäng-
nisvollen Bindung an einen irrealen blockierenden 
Goldpreis. 

Drittens bedeuten die Wechselkursbeschlüsse der 
letzten Tage auch für die Konvertierung der riesi-
gen Dollarüberhänge, einen Schritt nach vorn. Das 
ist eines der großen Probleme der Weltwährungs-
reform. Seine Lösung hängt weniger von Kunstgrif-
fen in der Technik der Konsolidierung ab als davon, 
daß die amerikanische Handelsbilanz nach und nach 
von einem kriegsbedingten Defizit in einen friedens-
stabilisierten Überschuß hineinwächst. 

Da hilft Währungspolitik doppelt, sie begrenzt 
das Wachstum der amerikanischen Einfuhren, ver-
stärkt das Wachstum der Ausfuhren und lenkt au-
ßerdem die Investitionsentscheidungen der großen 
amerikanischen Unternehmen stärker in das eigene 
Land, stärker auf die eigenen Probleme und auf die 

 eigenen Arbeitsplätze. 

Viertens. Neben diesen Fortschritten und Hoff-
nungen für internationale Währungsreform und für 
amerikanische Stabilität: die europäische Koordina-
tion. Herr Dr. Sprung, sie war eng und sie war gut. 
Sie war so eng, daß zeitweise gemeinsame europä-
ische Währungsbeschlüsse greifbar zu sein schienen. 
Allein daß dies möglich war, ist eine neue europä-
ische Tatsache im Sinne des Sachverständigenrats. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

In wenigen Wochen wird der europäische Wäh-
rungsfonds arbeiten. Man kann darüber denken, wie 
man will, aber es ist für diesen Währungsfonds eine 
gute Ausgangsinformation, daß das möglich ist; 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 
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denn wir wollen für den Fonds eine Eigendynamik. 
Wir wollen, daß er arbeiten, daß er gemeinschaftlich 
entscheiden kann. Sicherlich — Herr Dr. Sprung hat 
das auch gesagt — ist diese europäische Schlange 
im Tunnel noch ein seltsames Tier. Zeitweise war 
mehr Schlange draußen als drinnen: die Dänen wa-
ren drinnen, die Deutschen waren drinnen, die Eng-
länder waren ganz draußen, die Iren waren ganz 
draußen und die anderen zum Teil innen und zum 
Teil draußen - ein seltsames Reptil. Aber auch das 
ist nach den währungspolitischen Entscheidungen 
besser geworden. England ist noch draußen, Italien 
ist draußen, aber die anderen sind im Tunnel. Man 
wird Italien wie England zugestehen müssen, daß 
sie besondere Probleme haben: Schottland, Irland, 
Nordirland; Süditalien. Das sind Probleme, die nicht 
mit einer europäischen Regionalpolitik allein zu 
lösen sein werden, so großzügig sie auch immer do-
tiert sein mag. Es wird auch anderer Wechselkurse 
bedürfen, und es ist besser, wenn sie vor der ge-
meinsamen Steuerung festgesetzt worden als spä-
ter. Doch es wird gemeinsame Wechselkurse geben; 
die Entscheidung wird morgen oder übermorgen fal-
len. Die berühmte Lücke beginnt sich zu schließen. 
„Europa" ist ein langer Marsch, man braucht für 
ihn einen langen Atem, keine Ungeduld, vor allen 
Dingen keine Ultimaten, keine Pressionen. Die Bun-
regierung hat diesen Atem, und das ist gut für Euro-
pa. 

Was bleibt außerdem? Graf Lambsdorff hat es ge-
sagt: Zinspolitik. Wir, die Fraktionen der FDP und 
SPD, wollen heute das Bardepot-Gesetz einbringen, 
das verstärkte Möglichkeiten bietet. Es ist eine 
Unterstützung der Bundesbank. Es soll ihr ermög-
lichen, den Inlandzins stabilitätspolitisch höher zu 
halten, als das zahlungsbilanzpolitisch an sich mög-
lich ist. Die beste Zeit, die zu verabschieden, ist eine 
ruhige Zeit wie heute. Dieses Gesetz kommt in einem 
Eilverfahren zu einem guten Zeitpunkt. 

Dennoch gibt es etwas zum Punkte „Bardepot" zu 
sagen. Im Bundesbankbericht vom Dezember vori-
gen Jahres ist ausgeführt, daß das alte Bardepot 
„zu 50 %" eine Zinsbarriere darstellt, deren Wirk-
samkeit getestet wurde: mit einer ersten Diskonter-
höhung am 9. Oktober, mit einer zweiten am 3. No-
vember, mit einer dritten am 1. Dezember. Der Be-
richt über den letzten Test ist noch nicht heraus, 
nämlich den Test, der das deutsche Zinsniveau im 
Verhältnis zum amerikanischen trotz Bardepot zu 
hoch trieb. 

Wenn wir Parlamentarier der Deutschen Bundes-
bank dieses Mittel zur Verfügung stellen, sie er-
mächtigen, es im geeigneten Zeitraum zur hundert-
prozentigen Blockierung von Auslandskrediten an-
zuwenden, so haben wir einen Wunsch: daß die 
Bundesbank das Instrument nutzt, aber nicht abnutzt, 
damit die Möglichkeiten des Gesetzgebers und die 
Möglichkeiten der Bundesregierung für Liquiditäts-
politik nicht verschüttet werden. 

(Zustimmung des Abg. Wehner.) 

Das zweite, was noch bleibt, ist Handelspolitik. 
Die europäische Kommission hat mehrfach versucht, 
in der gegenwärtigen Lage eine generelle Zollsen-
kung im Ministerrat und auch eine Erhöhung der 

Zollkontingente für Entwicklungsländer durchzu-
bringen. Sie hat dabei die Unterstützung der Bundes-
regierung, und Kommission wie Bundesregierung 
haben dabei die volle Unterstützung der sozialdemo-
kratischen Fraktion. Das wäre ein gutes Zeichen, 
auch für die kommenden handelspolitischen Ver-
handlungen, wenn Europa gewillt wäre, seiner Stärke 
entsprechend verantwortlich zu handeln. Verant-
wortlich handeln heißt nämlich in erster Linie mit 
Hinblick auf den amerikanischen Kongreß handeln, 
auf den es bei Vereinbarungen in diesem Fall fast 
allein ankommt. 

Dieses Zusammenspiel von europäischer Politik, 
atlantischer Gemeinsamkeit und dabei immer auch 
Schutz für die eigene Wirtschaft verlangt, eben die 
Suche nach ständiger Interessenidentität. Das ist das 
Geschäft der Währungspolitik: keine Drohungen, 
keine Kanonenboot-Ideen, keine scharfen Kritiken 
an ausländischen Interessen, die ja Interessen von 
Ländern sind, die in der Regel schwerwiegendere 
Probleme haben als wir, sondern Suchen nach Punk-
ten der Gemeinsamkeit  wie es in dem vorhin er-
wähnten Buch heißt: Währungspolitik bedarf der 
bewußten außenpolitischen Kontrolle. 

Wir haben das größte Interesse daran, daß die 
Vereinigten Staaten wieder auf ihre eigenen Füße 
kommen, daß sie auch wirtschaftlich sich aus ihren 
Schwierigkeiten voll herausarbeiten. Wir haben ein 
großes Interesse, daß die Entwicklung der franzö-
sischen Wirtschaft gut weitergeht. Denn nur wenn 
beides zusammen möglich ist, wird auch eine Stär-
kung Europas möglich sein und wird niemand etwas 
dagegen haben, daß auch die deutschen Arbeitneh-
mer, daß auch die deutschen Unternehmen in dieser 
Welt weiter vorankommen. 

Dieses praktische Ziel ist in den letzten Wochen 
erreicht worden. Die sozialdemokratische Fraktion 
ist der Bundesregierung für diese Maßnahmen zu 
Dank verpflichtet. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Bundesregierung kann sicher sein, daß sie bei 
kommenden Krisen dieser Art, Krisen, in denen ja 
nicht Menschen ihren Wohnsitz verlassen müssen — 
man  muß ja den Begriff der Währungskrise in Rela-
tion zu anderen Problemen auf dieser Welt sehen —, 
sondern Krisen, in denen Guthaben transferiert wer-
den, bei der sozialdemokratischen Fraktion auf die-
selbe Nervenstärke vertrauen kann wie die, die sie 
selbst bewiesen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Frau Renger: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 

Es ist vorgeschlagen, den Gesetzentwurf zur Än-
derung des Außenwirtschaftsgesetzes dem Aus-
schuß für Wirtschaft — federführend —, dem Fi-
nanzausschuß — mitberatend — und dem Haushalts-
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung zu über-
weisen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Bei einer Stimmenthaltung ist die Über-
weisung beschlossen. 
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Präsident Frau Renger 

Ich rufe nunmehr die Punkte 2 und 3 der Tages-
ordnung auf: 

Wahl der vom Bundestag zu entsendenden 
Mitglieder des Ausschusses nach Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes (Vermittlungsaus-
schuß) 
— Drucksache 7/174 — 

Wahl  der Vertreter der Bundesrepublik 
Deutschland im Europäischen Parlament 
— Drucksache 7/175 — 

Wer den dazu vorliegenden Anträgen auf den 
Drucksachen 7/174 und 7/175 zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Stimmenthaltungen? — Keine 
Stimmenthaltungen. Es ist so beschlossen. Damit 
sind die vom Bundestag zu entsendenden Mitglieder 
des Vermittlungsausschusses und die Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland im Europäischen Par-
lament gewählt, und die Fortgeltung der Gemein-
samen Geschäftsordnung des Bundestages und des 
Bundesrates für den Vermittlungsausschuß ist auch 
für die 7. Wahlperiode des Bundestages beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe jetzt Punkt 1 
der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/156 — 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen. Ich rufe 
die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Walther auf: 

Treffen Presseberichte zu, wonach die acht zur Zeit im Kreis-
flüchtlingsheim in der Stadt Baunatal im Landkreis Kassel unter-
gebrachten ehemaligen DDR-Häftlinge bei ihrem Eintreffen an 
der Demarkationslinie zur Bundesrepublik Deutschland durch 
„einen Rechtsanwalt" empfangen wurden und ihnen dabei eine 
Kur und hohe finanzielle Zuwendungen versprochen wurden, eine 
echte Betreuung jetzt aber am Instanzenweg scheitert und auch 
das Versorgungsamt Kassel nicht weiß, ob es für eine Betreuung 
zuständig ist? 

Zur Beantwortung Herr Staatssekretär Herold. 

(Unruhe.) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte sehr herzlich, 
Platz zu nehmen und sich zu Gesprächen nach hinten 
zu begeben oder den Saal zu verlassen. 

(Abg. Wehner: Die Herren floaten! — Abg. 
Dr. Barzel: Unilateral oder multilateral?) 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Wal-
ther, es trifft nicht zu, daß den acht ehemaligen DDR- 
Häftlingen, die im Kreiswohnheim in der Stadt 
Baunatal im Landkreis Kassel untergebracht waren, 
bei ihrem Eintreffen in der Bundesrepublik mitge-
teilt wurde, sie hätten Kuren und hohe finanzielle 
Zuwendungen zu erwarten. Die Häftlinge kamen 
im Dezember 1972 bzw. im Januar 1973 in Sammel-
transporten aus der DDR-Haft in die Bundesrepublik 
Deutschland. Um sie auf das vorzubereiten, was sie 
in der ersten Zeit nach der Übersiedlung in einer 
völlig anderen Umgebung erwartet, erhielten sie 
von einem Rechtsanwalt einige Hinweise und Rat-
schläge, wobei unter anderem erklärt wurde, daß 
sofortige medizinische Betreuung gewährleistet sei, 
sofern diese erforderlich wäre; von der Bewilligung 
von Kuren war dabei nicht die Rede. 

Außerdem wurden Fragen der Regelung möglicher 
Ansprüche auf Leistungen nach dem Häftlingshilfe-
gesetz angeschnitten. Finanzielle Zuwendungen wur-
den dabei nicht versprochen. Im übrigen wäre das 
Versorgungsamt Kassel für eine Betreuung nur zu-
ständig, wenn bei einem der ehemaligen Häftlinge 
gesundheitliche Schäden vorliegen sollten, die er-
kennbar auf eine Haft aus politischen Gründen zu-
rückzuführen sind. 

Im weiteren trifft nicht zu, daß eine Betreuung am 
Instanzenweg scheitert. So wohnen z. B. zur Zeit 
von den acht Amnestierten nur noch drei in dem 
Kreiswohnheim in Baunatal; die übrigen sind be-
reits mit Wohnraum versorgt. 

Von der Möglichkeit, Anträge auf finanzielle Lei-
stungen nach dem Häftlingshilfegesetz zu stellen, 
haben bisher erst vier der ehemaligen Häftlinge 
Gebrauch gemacht. In einem Fall wurde vom Regie-
rungspräsidenten in Kassel schon eine Auszahlung 
angewiesen. In den weiteren vier Fällen liegen dem 
zuständigen Landratsamt noch keine Anträge vor, 
obwohl sich die entsprechenden Antragsformulare 
in den Händen der Betroffenen befinden. 

Abschließend weise ich darauf hin, daß die im 
Notaufnahmelager Gießen eingerichtete Einwei-
sungsstelle für das Land Hessen auf Grund der 
Kenntnis der Anfangsschwierigkeiten im November 
1972 an alle hessischen Kreiswohnheime mit der 
Bitte herangetreten ist, eine besondere, intensive 
Betreuung des hier in Frage stehenden Personen-
kreises sicherzustellen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Walther. 

Walther (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
nochmals fragen: Wer ist für die Betreuung solcher 
Häftlinge in der Bundesrepublik zuständig? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Für die Betreuung 
dieser Häftlinge sind die örtlichen Sozialhilfeämter 
zuständig. Die weitere Behandlung nach dem Häft-
lingshilfegesetz geht über die Ausgleichsämter. 
Schließlich schalten sich auch die zuständigen Stel-
len der Arbeitsverwaltung ein. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Walther. 

Walther (SPD) : Herr Staatssekretär, wie hat die 
Bundesregierung sichergestellt, daß die entspre-
chenden Behörden darüber Bescheid wissen, daß sie 
zuständig sind? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Die Bundesregie-
rung hat die entsprechenden Behörden wiederholt 
auf ihre Zuständigkeit hingewiesen. In einigen Fäl-
len wurde auch über die Länder die Zuständigkeit 
der in Frage kommenden Behörden noch einmal 
festgestellt. 
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Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Bildung und Wissenschaft. Ich rufe 
die Frage 7 des Abgeordneten Dr. Meinecke auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Durchführung der Be-
rufsgrundbildungsjahr-Anrechnungs-Verordnung vom 4. Juli 1972 
von Ausbildungsbetrieben boykottiert wird? 

Das Wort zur Beantwortung hat Herr Staatssekre-
tär Zander. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Dr. 
Meinecke, der Bundesregierung sind einzelne Fälle 
mitgeteilt worden, in denen Absolventen beruflicher 
Vollzeitschulen Schwierigkeiten beim Eintritt in ein 
betriebliches Ausbildungsverhältnis haben sollen. 
Danach lehnen es Ausbildungsbetriebe ab, mit Schü-
lern, die eine zweijährige Berufsfachschule oder ein 
Berufsgrundschuljahr besucht haben, Ausbildungs-
verträge unter Berücksichtigung der Anrechnungs-
verordnung vom 4. Juli 1972 abzuschließen. 

Diese Betriebe weigern sich nach der der Bun-
desregierung gegebenen Darstellung, die Schul-
zeit auf die betriebliche Ausbildungszeit anzurech-
nen, und verlangen die Ableistung der vollen Lehr-
zeit. Ob es sich bei diesem Vorgehen tatsächlich um 
einen Boykott im Sinne eines bewußten und ge-
wollten Verstoßes gegen eine verbindliche Rechts-
norm handelt wovon Ihre Anfrage offenbar aus-
geht — oder etwa um Meinungsverschiedenheiten 
darüber, ob die tatbestandsmäßigen Voraussetzun-
gen der Anrechnungsverordnung erfüllt sind, ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. 

Im Rahmen der weiteren Arbeiten zur Berufs-
bildung wird die Bundesregierung dieser Frage 
jedoch verstärkte Aufmerksamkeit widmen. Sie hat 
bereits in dieser Woche den Bundesausschuß für 
Berufsbildung mit diesem Problem beschäftigt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Meinecke. 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, ist die Bundesregierung andererseits in 
der Lage, möglicherweise über das Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung, eine Liste 
von attraktiven, modernen, großen Firmen aufzu-
stellen, die im Gegensatz zu der von Ihnen soeben 
genannten Praxis bereit sind, dieses eine Jahr an-
zurechnen und das Lehrlingsprogramm auf zwei 
Jahre umzustellen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Dr. 
Meinecke, ich würde die Hauptaufgabe darin sehen, 
sicherzustellen, daß diese Anrechnungsverordnung 
auch überall durchgeführt werden kann. Ob es dar-
über hinaus sinnvoll ist, solche zusätzlichen Anreize 
und Hinweise zu geben, vermag ich im Augenblick 
nicht zu beurteilen. Ich würde allerdings darin auch 
ein Wettbewerbsproblem sehen. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 8 
des Herrn Abgeordneten Dr. Meinecke (Hamburg) 
auf: 

Sind die Bedenken des „Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft 
für Berufsbildung", die zum Beispiel in der Erklärung vom Ja-
nuar 1972 enthalten sind, durch die „Vorschläge für die Durch-
führung vordringlicher Maßnahmen" der Bund-Länder-Kommis-
sion für Bildungsplanung ausgeräumt? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Die Vorstellungen 
des Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft für Be-
rufsbildung zum Berufsgrundbildungsjahr gehen 
davon aus, daß die beruflichen Bildungsinhalte nicht 
vernachlässigt werden dürfen. Erforderlich seien 
eine Abstimmung mit den Ausbildungsordnungen 
des Bundes, eine grundsätzlich berufsfeldbezogene 
Entwicklung der Lehrinhalte, eine Berufsfeldabgren-
zung nach fachlichen Gesichtspunkten. 

Eine Klärung dieser Fragen, die sich naturgemäß 
auch der Bund-Länder-Kommission stellen, hat bis-
her noch nicht in allen Einzelheiten vorgenommen 
werden können. Die Bundesregierung geht jedoch 
davon aus, daß die noch offenen Fragen in dem von 
der Kommission vorgeschlagenen zeitlichen Rahmen 
gelöst werden können. Gleiches gilt für die oben 
zitierte Anrechnungsverordnung des Bundes, die 
nach einer Erfahrungsphase überprüft werden soll. 
Die Probleme sind sowohl der Bundesregierung als 
auch der Bund-Länder-Kommission bekannt. Eine 
Außerung des Kuratoriums der Deutschen Wirt-
schaft für Berufsbildung liegt allerdings noch nicht 
vor. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
bitte! 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft 
für Berufsbildung hat in der Stellungnahme vom 
Jahre 1972 das Angebot gemacht, die Wirtschaft sei 
bereit, eigene Modelle für das Berufsgrundbildungs-
jahr in Zusammenarbeit mit den Schulen zu ent-
wickeln und unter den aufgezeigten Bedingungen 
zu erproben. Ist dieses Kuratorium in dieser Weise 
aktiv geworden, hat es schon etwas entwickelt, oder 
ist das nur eine Deklaration geblieben? 

Präsident Frau Renger: Bitte, Herr Staats-
sekretär! 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Dr. 
Meinecke, mir sind im Augenblick keine derartigen 
Vorschläge bekannt. 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD) : Herr Staats-
sekretär, sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 
festzustellen, ob das Kuratorium zu einer Überprü-
fung seiner damaligen sehr kritischen und im Grunde 
genommen negativen Stellungnahme im Hinblick auf 
das Ergebnis einer Repräsentativbefragung von 
Auszubildenden im Auftrage des Bundesministe-
riums für Arbeit und Sozialordnung bereit ist? Diese 
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Dr. Meinecke (Hamburg) 

Befragung wurde vom Kölner Institut für sozioöko-
nomische Strukturforschung durchgeführt, und dabei 
war herausgekommen, daß die Wahrheit und die 
Wirklichkeit in der Berufsausbildung viel negativer 
aussehen, als wir uns das bis jetzt alle vorgestellt 
haben. 

Präsident Frau Renger: Bitte, Herr Staats-
sekretär! 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege Dr. 
Meinecke, ich würde sagen, es ist jetzt in erster 
Linie Sache des Kuratoriums, zu erklären, ob seine 
Bedenken ausgeräumt sind oder ob sich auf der 
Grundlage dieser Studie oder anderer Studien, die in 
den letzten Wochen bekanntgeworden sind, seine 
Auffassung geändert hat. 

Präsident Frau Renger: Die Frage 9 des Ab-
geordneten Dr. Sperling wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 10 des Abgeordneten Maucher 
auf. Ist Kollege Maucher im Saal? — Ich sehe ihn 
nicht; die Fragen 10 und 11 werden schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden ebenfalls als An-
lage abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Justiz. Ich rufe die Frage 38 des Ab-
geordneten Dr. Emmerlich auf: 

Trifft es zu, daß Unterhaltsschuldner sich ihren Verpflichtungen 
durch häufigen Wechsel des Arbeitsplatzes entziehen? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Frau Präsidentin, darf ich beide 
Fragen wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantworten? 

Präsident Frau Renger: Sind Sie damit einver-
standen? — Danke schön! Ich rufe auch die Frage 39 
des Abgeordneten Dr. Emmerlich auf: 

Kann diesem Mißstand insbesondere dadurch abgeholfen wer-
den, daß wegen Unterhaltsansprüchen erlassene Pfändungs- und 

Überweisungsbeschlüsse auf künftige Arbeitsverhältnisse des 
Schuldners erstreckt werden- und für den Fall des Wechsels des 
Arbeitsplatzes eine Unterrichtung des neuen Arbeitgebers über 
das Bestehen der Pfändung sichergestellt wird? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Emmerlich, es trifft 
zu, daß sich Unterhaltsschuldner häufig durch Wech-
sel des Arbeitsplatzes ihren Unterhaltsverpflichtun-
gen entziehen. Deshalb bin ich mit Ihnen der Auf-
fassung, daß die Zwangsvollstreckung gegen bös-
willige Unterhaltsschuldner effektiver gestaltet wer-
den muß. Damit beschäftigt sich mein Haus bereits 
seit einiger Zeit. 

Auch Ihr Vorschlag, Herr Kollege Emmerlich, Pfän-
dungs- und Überweisungsbeschlüsse auf künftige Ar-
beitsverhältnisse des Schuldners zu erstrecken und 
für den Fall des Wechsels des Arbeitsplatzes eine 
Unterrichtung des neuen Arbeitgebers über das Be-
stehen der Pfändung sicherzustellen, ist Gegenstand 
unserer Überlegungen gewesen. Ihm stehen jedoch 

mehrere Bedenken entgegen. Die Erstreckung von 
Pfändungs- und Überweisungsbeschlüssen auf künf-
tige Arbeitsverhältnisse, die wegen der Unbestimmt-
heit des künftigen Anspruchs auf Lohn- oder Ge-
haltspfändung für sich genommen schon nicht be-
denkenfrei ist, stellt allein keine Lösung des Pro-
blems dar. Entscheidend ist nämlich, worauf Sie auch 
hinweisen, daß der neue Arbeitgeber von der Pfän-
dung wegen einer Unterhaltsforderung Kenntnis er-
hält und daraus verpflichtet wird. Eine entspre-
chende gesetzliche Regelung wäre zwar denkbar, 
setzte aber voraus, daß gleichzeitig jeder Arbeit-
geber verpflichtet würde, sich bei Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses über das Bestehen oder Nicht-
bestehen einer Pfändung Gewißheit zu verschaffen. 
Schon nach der jetzigen Rechtslage werden Arbeit-
nehmer häufig nicht eingestellt, weil der Arbeit-
geber zufällig von einer Lohnpfändung erfährt. Es 
kommt nicht selten vor, daß sie entlassen werden, 
wenn der Arbeitgeber vom Bestehen einer Lohnpfän-
dung Kenntnis erlangt, die sein Risiko vergrößert 
oder eine Belastung im Büro herbeiführt. Diese letz-
ten Endes die Unterhaltsberechtigten treffende Situa-
tion würde sich noch weiter verschärfen, wenn der 
Arbeitgeber verpflichtet würde, sich in jedem Fall 
über das Bestehen einer Pfändung Gewißheit zu ver-
schaffen. 

Das Problem sollte deshalb durch Regelungen ge-
löst werden, die das Arbeitsleben weniger einschnei-
dend belasten. In Betracht könnten Regelungen kom-
men, nach denen dem Schuldner die Verpflichtung 
auferlegt wird, jeden Arbeitsplatzwechsel dem Voll-
streckungsgericht unverzüglich anzuzeigen. Die Ver-
letzung dieser Pflicht wäre dann mit Sanktionen zu 
belegen. Darüber hinaus könnte in Betracht gezogen 
werden, jeden Arbeitgeber zu verpflichten, Unter-
haltsgläubigern gegenüber auskunftspflichtig zu sein 
über das Arbeitsverhältnis sowie über die Gehalts-
und Lohnansprüche des Unterhaltsschuldners. 

Schließlich wird in meinem Hause auch darüber 
diskutiert, ob den Unterhaltsberechtigten durch die 
Einrichtung von Unterhaltsvorschußkassen nach 
skandinavischem Muster geholfen werden kann. 
Diese Einrichtung hätte sicherlich den Vorteil, daß 
die Notlage der Unterhaltsberechtigten schnell und 
wirkungsvoll gelindert werden könnte. 

Welche dieser Möglichkeiten gewählt werden soll 
oder auf welchem anderen Wege etwa ein wirkungs-
vollerer Schutz der Unterhaltsberechtigten erreicht 
werden kann, bedarf noch weiterer und sehr einge-
hender Prüfungen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage? — 

Bitte schön, Herr Kollege Erhard! 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, glauben Sie, daß Sanktionen wegen 
Verletzung der Anzeigepflicht hinsichtlich des Ar-
beitsplatzwechsels, also Sanktionen strafrechtlicher 
oder ähnlicher Art, dann, wenn sich jemand der 
Unterhaltspflicht entzieht, irgendwelche Wirkungen 
haben könnten? 
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Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Es ist sicherlich nicht an straf-
rechtliche Sanktionen, sondern höchstens an Buß-
geldbescheide gedacht, Herr Kollege Erhard. Ich 
bin aber mit Ihnen der Überzeugung, daß das kein 
hundertprozentiges Druckmittel sein wird. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, wenn also schon das Sich-der-Unter-
haltspflicht-Entziehen — nämlich der Arbeitsplatz-
wechsel, um sich der Pfändung zu entziehen — die 
Grundlage des Handelns ist und dies heute schon 
als strafbare Handlung nach dem Strafgesetzbuch 
gilt, was für Verbesserungen sollen denn dann Bu-
ßen bringen, die in die Staatskasse fließen und nicht 
zu dem Unterhaltsberechtigten gelangen? Hier wird 
doch der Teufel mit Beelzebub ausgetrieben. Oder 
sehen Sie das wirklich anders? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Erhard, ist es nicht denk-
bar, daß der Unterhaltsschuldner den Arbeitsplatz 
schon deswegen nicht mehr so häufig wechseln 
wird, weil er erstens verpflichtet ist, diesen Wech-
sel anzuzeigen, und weil zweitens auch der Arbeit-
geber verpflichtet ist, Auskunft über seine Lohn-
ansprüche, Gehaltszahlungen und das Arbeitsver-
hältnis zu erteilen? Aber ich gebe zu, daß wir uns 
erst im Stadium der Prüfung dieser sehr schwer zu 
lösenden Frage befinden. 

Präsident Frau Renger: Weitere Zusatz-
fragen? — Bitte schön! 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß den Kommunen bzw. 
den Trägern der Sozialhilfe gerade durch den häu-
figen Wechsel des Arbeitsplatzes, indem sich also 
jemand seiner Unterhaltsverpflichtung direkt ent-
zieht, erhebliche Kosten insofern entstehen, als auf 
der einen Seite die Beträge nicht mehr hereinkom-
men und auf der anderen Seite ein sehr hoher Ver-
waltungsaufwand betrieben werden muß? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Daß dies heute schon so ist, 
kann ich Ihnen bestätigen. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zu-
satzfragen. 

Frage 40 des Abgeordneten Dr. Riedl: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung einer gesetz-

lichen Haftpflicht für Schäden jeglicher Art, die durch sogenannte 
Kunstfehler hei ärztlichen Leistungen entstehen, und welche 
rechtlichen Möglichkeiten bestehen sonstigenfalls in solchen Fäl-
len, Schadensersatzansprüche gegen Ärzte geltend zu machen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Riedl, für die Ein-
führung einer gesetzlichen Haftpflicht für Schäden, 
die durch sogenannte Kunstfehler bei ärztlichen 

Leistungen entstehen, besteht kein Bedürfnis. 
Ersatzansprüche für diese Schäden können aus dem 
Arztvertrag oder aus dem Recht der unerlaubten 
Handlung geltend gemacht werden. Natürlich be-
steht hierbei für den Geschädigten häufig die 
Schwierigkeit, einen schuldhaften Verstoß gegen die 
anerkannten Regeln der ärztlichen Wissenschaft be-
weisen zu müssen. Diese Schwierigkeit würde durch 
die Einführung einer gesetzlichen Haftpflicht nicht 
verkleinert werden. Für den Nachweis des Kunst-
fehlers gibt es nach der Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs allerdings schon jetzt unter bestimmten 
Voraussetzungen zugunsten des Geschädigten Be-
weiserleichterungen. 

Sollten Sie, Herr Kollege Riedl, mit Ihrer Frage 
auch die Einführung einer Gefährdungshaftung an-
sprechen wollen, teile ich Ihnen mit, daß die Bun-
desregierung hierzu nicht bereit ist. Das Haftpflicht-
recht beruht auf dem Grundsatz, daß Schäden nur im 
Falle des Verschuldens des Schädigers zu ersetzen 
sind. Ausnahmen von diesem Grundsatz rechtfer-
tigen sich nur dort, wo eine Tätigkeit typischerweise 
die Umwelt gefährdet, wie z. B. der Betrieb von 
Kraftfahrzeugen, von Atomreaktoren oder von Luft-
fahrzeugen. Diese eine Gefährdungshaftung recht-
fertigenden Kriterien liegen bei der ärztlichen Tätig-
keit jedoch nicht vor. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage! 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staats-
sekretär, beweisen nicht schon allein die in den 
letzten Jahren in der Öffentlichkeit bekanntgewor-
denen tragischen Schicksale mit jahrelangen Pro-
zessen und einem teilweise geradezu menschen-
unwürdigen Aushandeln des Schadenersatzes — ich 
denke jetzt insbesondere an den spektakulären Fall 
des Kunstturners Bischoff —, daß hier der Staat 
eine besondere Verpflichtung für eine gesetzliche 
Haftpflichtregelung hätte? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Riedl, diese spek-
takulären oder tragischen Fälle können Sie auch mit 
einer gesetzlichen Haftpflichtregelung nicht aus-
schließen; denn sie beruhen doch darauf, daß ein-
fach Beweisschwierigkeiten für den Geschädigten 
bestehen, nämlich erstens den Kunstfehler und da-
mit das Verschulden des Arztes und zweitens den 
ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Handeln 
des Arztes und dem Schaden nachzuweisen. 

Präsident Frau Renger: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Herr Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann 
wird es also auch in Zukunft so bleiben wie in dem 
genannten Fall dieses Turners. Dabei könnte ich 
sicher jetzt auch zwei bis drei Dutzend anderer Fälle 
nennen, wo die Opfer ärztlicher Kunstfehler — es ist 
leider Gottes so vom Erbarmen mildtätiger Bür-
ger und Institutionen abhängig bleiben. 
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Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Riedl, Sie gehen 
von einer falschen Prämisse aus. Ist es ein Opfer 
eines ärztlichen Kunstfehlers, wie Sie sagen, 
dann besteht ein Anspruch aus dem ärztlichen Ver-
tragsrecht oder aus dem Recht der unerlaubten 
Handlungen. Ich wiederhole: Die Schwierigkeit be-
steht gerade in den Fällen, wo ein ärztlicher Kunst-
fehler nicht nachgewiesen werden kann. Diese 
Schwierigkeit beseitigen Sie auch nicht mit einer 
gesetzlichen Haftpflichtregelung. 

Präsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, glauben Sie nicht, daß gerade diese 
Fälle, die an der Grenze liegen, wo also ein Ver-
schulden und damit eine Haftung auf Grund des 
Rechts der unerlaubten Handlung oder möglicher-
weise des Arztvertragsrechts nicht in Betracht 
kommt, im Rahmen eines sozialen Entschädigungs-
rechts geregelt werden könnten, wie es der letzte 
Deutsche Juristentag auch in einigen Leitsätzen fest-
gelegt hat? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Ich bin der Meinung, daß man 
diesen Grenzfällen nur nach sozialen Kriterien be-
gegnen kann, und ich glaube, daß das Bundessozial-
hilfegesetz hierfür ausreichend sein müßte. 

Präsident Frau Renger: Die Frage 41 des Ab-
geordneten Dürr wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 42 des Abgeordneten Dr. Jobst 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Lohnforde-
rungen der Arbeitnehmer im Falle des Konkurses des Betriebes 
durch die Möglichkeit der Aussonderung von Gegenständen, der 
abgesonderten Befriedigung sowie der Regelung der Vorweg-
befriedigung unzureichend gesichert sind und daß deshalb eine 
Änderung der Konkursordnung mit dem Ziele der besseren 
Sicherung der Lohnforderungen der Arbeitnehmer geboten ist? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Kollege Jobst, auch ich bin 
der Auffassung, daß die Situation des Arbeitneh-
mers im Falle des Konkurses des Arbeitgebers ver-
bessert werden muß. Die Überlegungen meines 
Hauses gehen dahin, der Lohnforderung des Ar-
beitnehmers unter Berücksichtigung schutzwürdiger 
Interessen anderer Gläubiger im Rahmen der Kon-
kursordnung Vorrechte einzuräumen, durch die der 
Arbeitnehmer erheblich bessergestellt wird als 
heute. 

Anknüpfungspunkte hierfür könnten sich einmal 
aus unserer Rechtsordnung ergeben. So sieht schon 
jetzt die Regelung des § 59 Nr. 2 der Konkurs-
ordnung vor, daß Arbeitnehmer unter bestimmten 
Voraussetzungen Massegläubiger sind. Es handelt 
sich um Lohnansprüche, die für die Zeit nach der 
Konkurseröffnung zu erfüllen sind. Diesen Forde-
rungen könnten Lohnansprüche für eine bestimmte 
Zeit vor der Konkurseröffnung gleichgestellt wer-
den. Eine ähnliche Regelung besteht in der österrei-
chischen Konkursordnung. 

Ob die in § 10 des Gesetzes über die Zwangs-
versteigerung getroffene Sonderregelung, nach der 
bei land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken für 
Forderungen aus Dienst- oder Arbeitsverhältnissen 
ein vorrangiges Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundstück besteht, auch eine Grundlage für eine 
Verbesserung der Stellung des Arbeitnehmers all-
gemein im Konkurs sein kann, bedarf noch sorgfäl-
tiger Prüfung. 

Weiterer Anknüpfungspunkt könnten Regelun-
gen des französischen Rechts sein, nach denen Bar-
geldbestände zur vorrangigen Befriedigung eines 
Teils der rückständigen Lohnforderungen zu ver-
wenden sind und Lohnforderungen in bestimmten 
Umfang an Mobiliar und Liegenschaften gesichert 
sind. 

An mein Haus ist die Anregung herangetragen 
worden, die Gründung eines von der Wirtschaft zu 
speisenden Fonds vorzusehen, aus dem im Falle 
des Konkurses eines Erwerbsunternehmens unmit-
telbar die fälligen Lohn- und Gehaltsansprüche be-
friedigt werden könnten. Dieser Vorschlag wirft 
allerdings sowohl verfassungsrechtliche als auch 
noch zu klärende wirtschaftspolitische Fragen auf. 

All diese Lösungsmöglichkeiten bedürfen noch 
einer sehr eingehenden Prüfung. Dabei muß neben 
den berechtigten Anliegen der Arbeitnehmer auch 
den Bedürfnissen des Wirtschafts- und des Ge-
schäftsverkehrs Rechnung getragen werden. 

Präsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Dr. Jobst ( CDU / CSU) : Herr Staatssekretär, ich 
freue mich über die Übereinstimmung unserer An-
sichten auf diesem Gebiet. Jetzt meine Frage: Wird 
die Bundesregierung auf diesem Gebiet gesetz-
geberisch initiativ werden? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der ,Justiz: Ja. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Wann kann mit der Ein-
bringung entsprechender Gesetzentwürfe durch die 
Bundesregierung gerechnet werden? 

Dr. Bayerl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Justiz: Herr Dr. Jobst, ich bitte um Ver-
ständnis, daß diese Frage für mich sehr schwer zu 
beantworten ist. Es sind eine Menge Verhandlungen 
nicht nur mit den beteiligten Ressorts, sondern auch 
mit Verbänden und den Ländern zu führen. Aber es 
kann sicher damit gerechnet werden, daß das in 
dieser Legislaturperiode geschieht. 

Präsident Frau Renger: Damit sind die Zusatz-
fragen erschöpft und die Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Justiz erledigt. Ich 
danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Verteidigung. 
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Präsident Frau Renger 
Ich rufe die Frage 78 des Abgeordneten Dr. Wör-

ner auf: 
Wie will die Bundesregierung in Besoldung und Beförderung 

der herausgehobenen Dienststellung und besonderen Verant-
wortung der Kompanie- und Batteriefeldwebel gerecht werden? 

Das Wort zur Beantwortung hat Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Berkhan. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Frau Präsident! Herr Dr. 
Wörner! Die rund 2800 Dienstposten für Kompanie-
feldwebel einschließlich Batterie- und Staffelfeld-
webel — sind mit dem Dienstgrad Hauptfeldwebel 
in der Besoldungsgruppe A 8 bewertet. Daneben er-
halten sie eine Stellenzulage von 35,85 DM. Bei der 
Vergabe der A 9-Stellen für Hauptfeldwebel werden 
selbstverständlich auch die Kompaniefeldwebel be-
rücksichtigt, wenn sie die nach den Richtlinien für 
die Einweisung festgelegten Voraussetzungen er-
füllen. 

Kompaniefeldwebel werden in der Regel zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt zu Hauptfeldwebeln be-
fördert, nämlich gemäß der Soldatenlaufbahnver-
ordnung nach 8 Dienstjahren. Der Bedeutung und 
besonderen Verantwortung der Kompaniefeldwebel 
wird somit bereits jetzt weitgehend Rechnung ge-
tragen. 

Die Bundesregierung prüft aber dennoch, ob eine 
weitere Verbesserung möglich ist. Diese Frage kann 
aber erst nach Erstellung eines Gesamtkonzepts für 
die weitere Vereinheitlichung und Neuregelung des 
Besoldungsrechts in Bund und Ländern beantwortet 
werden. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bis 
wann rechnen Sie mit der Vorlage eines solchen 
Konzepts bei den zuständigen parlamentarischen 
Körperschaften? 

Präsident Frau Renger: Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Es ist sehr schwer für 
mich, das zu sagen, weil ich dafür nicht zuständig 
bin. Aber nach meiner Kenntnis wird der Gesetzent-
wurf noch im Laufe dieses Jahres den gesetzgeben

-

den Körperschaften zugeleitet werden. Ich bitte aber, 
die Einschränkung, daß ich nicht genau informiert 
bin, zu berücksichtigen. 

Präsident Frau Renger: Bitte, die zweite Zu

-

satzfrage! 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, is 
daran gedacht, bei der geplanten Einführung eines  

neuen Spitzendienstgrades die Gruppe der Kompa

-

nie- und Batteriefeldwebel besonders zu berücksich

-

tigen? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes 
minister der Verteidigung: Das bleibt abzuwarten 

Ich mache Sie darauf aufmerksam, Herr Kollege Dr. 
Wörner, daß ich bereits in meiner ersten Antwort 
darauf hingewiesen habe, daß die Kompaniefeld-
webel schon nach 8 Jahren den Dienstgrad eines 
Hauptfeldwebels erreichen. Wenn wir sie jetzt noch 
heraushöben, würden sie einen Vorrang vor an-
deren qualifizierten Soldaten erreichen, der mir im 
Moment — wenn ich das so spontan sagen darf — 
nicht als in jedem Falle gerechtfertigt erscheint. 

Präsident Frau Renger: Keine weiteren Zu-
satzfragen. Ich rufe Frage 79 des Herrn Abgeord-
neten Grobecker auf: 

Trifft es zu, daß, ohne Kenntnisnahme der zuständigen Aus-
schüsse des Bundestages, ein Vertrag über die Lieferung von fünf 
Flugzeugen des Typs Hawker Siddely 748 für Zwecke der Flug-
vermessung durch die Bundesregierung abgeschlossen wurde? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Frau Präsident! Herr 
Kollege Grobecker, das Bundesministerium der Ver-
teidigung hat mit Schreiben vom 13. Juni 1972 dem 
Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages 
die Vorlage zur Beschaffung von 5 Sonderflugzeu-
gen des Typs Hawker Siddely 748 für die Flugver-
messung zugeleitet. Die Vorlage sollte in der Sit-
zung des Ausschusses vom 15. Juni 1972 behandelt 
werden, wurde jedoch im Einvernehmen mit allen 
drei Fraktionen von der Tagesordnung abgesetzt. 

Im September 1972 legte das Bundesministerium 
der Verteidigung durch meinen Kollegen Staats-
sekretär Dr. Mann dem Vorsitzenden des Verteidi-
gungsausschusses und den drei Obleuten der Frak-
tionen des Verteidigungsausschusses noch einmal 
die Gründe für die Notwendigkeit der Beschaffung 
der Vermessungsflugzeuge dar. Hierbei wurde ins-
besondere darauf hingewiesen, daß die Beschaffung 
im Monat September eingeleitet werden muß. 

Der Herr Vorsitzende des Ausschusses und die 
Herren Obleute hatten sowohl gegen die Notwen-
digkeit der Beschaffung als auch gegen den Zeit-
punkt ihrer Einleitung keine Bedenken. Sie waren 
damit einverstanden, daß der Verteidigungsaus-
schuß der 7. Legislaturperiode nachträglich münd-
lich über das Beschaffungsvorhaben unterrichtet 
werden sollte. 

Präsident Frau Renger: Wollen Sie eine Zu-
satzfrage stellen? — Bitte! 

Grobecker (SPD) : Herr Staatssekretär, es ist mir 
leider nicht möglich, hier Feststellungen zu treffen. 
Ich darf Sie deshalb fragen, ob Sie mit mir einer 
Meinung sind, wenn ich sage, daß die zuständigen 
Ausschüsse in dieser Frage also nicht ordnungsge-
mäß konsultiert worden sind. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Hinsichtlich des „nicht 
konsultiert worden" wäre ich mit Ihnen einer Mei-
nung; über das „ordnungsgemäß" gibt es eine sehr 
lange und schwierige Diskussion, die ich hier im 
Rahmen einer Fragestunde nicht aufnehmen kann. 
Das Recht der Ausschüsse — hier sind es also der 
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Parl. Staatssekretär Berkhan 
Verteidigungsausschuß und der Haushaltsausschuß 
—, konsultiert zu werden und ein Votum abzugeben, 
d. h. Kenntnis genommen zu haben, ist nirgends, in 
keinem Gesetz und auch in keiner Verfahrensord-
nung, festgelegt, sondern hat sich seit Gründung 
dieses Parlaments eingespielt. 

Ich will mich darauf beschränken, Sie hierauf hin-
zuweisen. Daher kann ich nur sagen: nicht konsul-
tiert. Das „nicht ordnungsgemäß" kann ich nicht hin-
nehmen. 

Präsident Frau Renger: Die zweite Zusatz-
frage. 

Grobecker (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
fragen, ob bei Ihrer Entscheidung auch noch andere 
Typen zur Auswahl standen und ob Sie noch im 
nachhinein dem Haushaltsausschuß detailliert Kennt-
nis davon geben wollen, wie es zu dieser Entschei-
dung gekommen ist. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Grobecker, 
bereits im .Jahre 1971 wurde eine interministerielle 
Kommission vom Bundesminister der Verteidigung 
und vom Bundesminister für Verkehr eingesetzt - 
ich habe dieser Kommission angehört und bin daher 
sehr gut informiert  , die sich mit den Fragen der 
Flugsicherung zu beschäftigen hatte. Diese Kommis-
sion hat folgenden Plan entwickelt. 

Erstens. Die Stellen der zivilen und der militäri-
schen Flugvermessung werden auf dem Flugplatz 
Lechfeld zusammengefaßt. 

Zweitens. Zwecks wirtschaftlicher Durchführung 
der Flugvermessung sollte auch die Bundeswehr den 
bei der Bundesanstalt für Flugsicherung bereits be-
währten Flugzeugtyp HS 748 für ihre Vermessungs-
stelle beschaffen. 

Drittens. Zwischen der zivilen und der militäri-
schen Flugvermessung sollte eine Arbeitsteilung 
vorgenommen werden. Es sollten übernehmen: die 
heutige zivile Flugvermessungsstelle die gesamte 
Wartung der Flugzeuge einschließlich der elektro-
nischen Meßausstattung und die heutige militärische 
Flugvermessungsstelle den gesamten Flugbetrieb. 

Erste Schritte zur Übernahme des Flugbetriebs der 
Bundesanstalt für Flugsicherung durch die Bundes-
wehr sind bereits durch die Abstellung von Militär-
flugzeugführern eingeleitet worden. Wenn Sie also 
davon ausgehen, daß hier ohnehin Flugzeuge des 
zu beschaffenden Typs zulaufen werden, werden Sie 
Verständnis dafür haben, daß aus Rationalisierungs-
gründen die nachfolgenden Flugzeuge vom gleichen 
Typ sein müssen, - ganz davon abgesehen, daß der 
Markt kein für diese Aufgabe so geeignetes Flug-
zeug wie die HS 748 zur Verfügung gestellt hat. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage von Herrn Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
angeregt durch die Beantwortung der vorletzten 
Zusatzfrage darf ich nun meinerseits fragen, ob es 

zutrifft, daß der Haushaltsausschuß nach dem Haus

-

haltsgesetz bei bestimmten Beschaffungsvorlagen 
der Regierung zustimmen muß oder mindestens 
Kenntnis nehmen muß. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Ich bin überfragt, Herr 
Kollege Dr. Wörner. Ich gehöre dem Haushaltsaus-
schuß nicht an und gehöre auch nicht dem Finanz-
ministerium an. Ich kann Ihnen hier nur sagen, ich 
werde die Rechtslage durch meine Rechtsabteilung 
prüfen lassen. Ich kann Ihnen keine Antwort darauf 
geben. 

Präsident Frau Renger: Danke, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe die Frage 80 des Herrn Abgeordneten 
Reiser auf: 

Welche Absichten verfolgt die Bundesregierung mit der Bro-
schüre „Verteidigung + Entspannung = Sicherheit", die in einer 
Auflage von 50 000 Exemplaren an Lehrer verteilt wird, die in 
Geschichte, Sozial- oder Staatsbürgerkunde unterrichten? 

Herr Staatssekretär, bitte! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Frau Präsident! Herr 
Kollege Reiser, die Sicherheit der Bundesregierung 
und deren Komponenten „Verteidigung und Ent-
spannung" werden in den letzten Jahren in den 
Fächern „Geschichte, Sozial- und Gemeinschafts-
kunde" der öffentlichen Schulen mit großem Inter-
esse verfolgt und behandelt. Die Bereitschaft zur 
Diskussion ist sehr groß, der Mangel an Information 
leider oftmals auch. 

Das war auch der Grund, weshalb der Herr Bun-
deskanzler sich in seinem Schreiben vom 19. No-
vember 1970 an den damaligen Vorsitzenden der 
Ministerpräsidentenkonferenz, Herrn Ministerpräsi-
denten Dr. Helmut Kohl, wandte und u. a. feststellte, 
daß Fragen der Verteidigung im Rahmen der Frie-
denssicherung in den Lehrbüchern der einzelnen 
Länder unterschiedlich, teilweise auch unzureichend 
behandelt werden. 

Deshalb hat die Bundesregierung 50 000 Exem-
plare des Buches von Günter Walpuski „Verteidi-
gung + Entspannung = Sicherheit" angekauft, um 
sie den Lehrern für den Sozial- und Gemeinschafts-
kundeunterricht als Unterrichtshilfsmittel kosten-
los zur Verfügung zu stellen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Reiser (SPD) : Herr Staatssekretär, da Sie ja hier 
im Auftrage der Bundesregierung antworten, möchte 
ich fragen: Ist Ihnen vielleicht bekannt, ob gegebe-
nenfalls eine ähnliche Broschüre über das Grund-
recht der Wehrdienstverweigerung herausgegeben 
werden soll? 

Präsident Frau Renger: Ich glaube nicht, dat; 
diese Zusatzfrage einen unmittelbaren Zusammen-
hang mit Ihrer Frage hat, Herr Kollege. 
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Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Ich bin aber bereit, zu 
antworten, Frau Präsident. 

Präsident Frau Renger: Bitte schön, Herr 
Staatssekretär! 

(Abg. Reiser: Nach meiner Ansicht besteht 
wohl ein Zusammenhang!) 

— Verzeihen Sie, das können Sie nicht entscheiden. 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Das von Ihnen ange-
sprochene Buch von Walpuski hat nicht die Aufgabe, 
die Zahl der Freiwilligenmeldungen zur Bundes-
wehr zu erhöhen, hat also keine werbende Aufgabe 
für die Bundeswehr, sondern diese Broschüre hat 
die Aufgabe, Verständnis für die Sicherheitspolitik 
der Bundesregierung schlechthin zu wecken, für 
Sicherheits- und Entspannungspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Regierungs

-

parteien.) 

Darüber hinaus möchte ich Sie darauf aufmerk-
sam machen, daß die Bundesregierung Ihrem Peti

-tum nachgekommen ist. Sie hat im vorigen Jahr 
oder in dem Jahr davor ein Buch „Wehrdienst und 
Zivildienst" von Franz W. Seidler und Helmut 
Reindl, Günter Olzog Verlag, gefördert. Dieses Buch 
hat auf den Seiten 86 ff. — bis über 100 — einen 
Abschnitt „Die Kriegsdienstverweigerung". Hier 
werden auch die Rechte und die Möglichkeiten aus-
reichend dargestellt. 

Es gibt ein weiteres durch die Bundesregierung 
gefördertes Buch, verfaßt von Herrn Baumann, 
„Verteidigungsrecht und Kriegsdienstverweigerung", 
1971 erschienen. Dieses Buch ist ebenfalls angekauft 
und in breiter Auflage Lehrern und interessierten 
anderen Bürgern zur Verfügung gestellt worden. 
Ihrem Petitum ist die Bundesregierung vorsorglich 
schon vorher nachgekommen, Herr Kollege. 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege Damm 
zu einer Zusatzfrage. 

Damm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie bestätigen, daß sowohl in dem Brief des Bundes-
kanzlers, von dem Sie vorhin gesprochen haben, als 
auch in den Bemühungen der einzelnen Länder 
immer nur davon geredet worden ist, daß es nötig 
sei, das Verständnis der Schüler für die militärische 
Friedenssicherung durch eine Teilnahme der Bun-
desrepublik Deutschland am Nordatlantischen Bünd-
nis angesichts der Tatsache zu heben, daß die Mög-
lichkeiten und vielfältigen Wege, vom Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung nach Art. 4 Abs. 3 des 
Grundgesetzes Gebrauch zu machen, sehr weit be-
kannt sind? 

Präsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
wollen Sie darauf antworten? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Damm, ich 
habe den Brief im Moment nicht da, aber wenn 

mich meine Erinnerung nicht trügt, ist es richtig, 
was Sie sagen. Um ganz klar zu machen, welche 
Ziele diese Politik hat, ist eben diese Broschüre, die 
ich jetzt hier in der Hand habe, „Verteidigung +  
Entspannung = Sicherheit. Texte und Materialien 
zur Außen- und Sicherheitspolitik", herausgegeben 
worden. Aber auch diese Broschüre — das habe ich 
gerade eben noch festgestellt — hat auf den Seiten 
62 ff. eine erhebliche Passage, die sich mit Wehr-
und Kriegsdienstverweigerung befaßt. Sie weist 
auch — auf der Seite 118 — diejenigen Institutionen 
aus, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, Wehr-
und Kriegsdienstverweigerer im Rahmen des zivilen 
Dienstes zu Dienstleistungen heranzuziehen. 

Präsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß es Aufgabe des Ver-
teidigungsministeriums ist, entsprechend dem Titel 
jenes Buches — „Verteidigung + Entspannung 
Sicherheit" — vorrangig für die Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr und damit für die Gewinnung von 
Wehrpflichtigen Sorge zu tragen, während für die 
Ersatzdienstleistenden ein anderes Ministerium zu-
ständig ist, daß es also nicht Ihre Aufgabe und die 
Ihres Ministeriums ist, Ersatzdienstleistende oder, 
noch krasser gesagt, Kriegsdienstverweigerer ge-
wissermaßen zu werben? 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, würden 
Sie sich auf den Gegenstand der Frage beschränken. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kolege Biehle, in 
der Sache stimme ich Ihnen zu. Aber ich habe hier 
für die Regierung geantwortet und habe das so gut 
oder so schlecht gemacht, wie ich es kann. Wenn Sie 
mit dieser Antwort nicht zufrieden sind, müssen Sie 
die Frage wiederholen, müssen sie aber an den 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung rich-
ten. Ich bin sicher, mein Kollege Rohde ist gern 
bereit, in der nächsten Fragestunde darauf einzu-
gehen. 

Präsident Frau Renger: Die letzte Zusatz-
frage zu diesem Thema. 

Dr. Jobst (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stim-
men Sie mir zu, daß die Bundesregierung nicht nur 
ein Recht, sondern eine Verpflichtung hat, für die 
Aufgaben der Bundeswehr und für die Bundes-
wehr als solche Verständnis in der Öffentlichkeit 
zu wecken? 

(Abg. Wehner: Was soll denn das?) 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Dr. Jobst, 
die Bundeswehr und der Verteidigungsminister ha-
ben sicher die Pflicht, um Verständnis für ihren 
Auftrag zu werben und Verständnis zu wecken. Das 
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Parl. Staatssekretär Berkhan 
tun wir auch in erheblichem Maße. Ich bin gern 
bereit, Sie darüber zu informieren, was wir tun. Ich 
habe hier auf eine Frage geantwortet, die sich im 
Grunde genommen nur am Rande mit der Bundes-
wehr beschäftigt. Hier geht es um die Politik der 
Bundesregierung, die eben die Bundeswehr als ein 
Instrument ihrer Sicherheitspolitik und am Ende 
auch der Entspannungspolitik betrachtet, weil wir 
sonst nur auf einem Bein ständen. Wir müssen 
— vielleicht darf ich dieses Beispiel hier wieder-
holen — das Standbein fest auf dem Boden haben, 
um mit dem Spielbein überhaupt Politik der Ent-
spannung betreiben zu können. 

Aber im Grundsatz bin ich mit Ihnen einig. Die 
Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister 
der Verteidigung tritt in der Öffentlichkeit auf und 
erklärt allen Bürgern, die Interesse daran haben, 
welche Ziele und Zwecke die Bundesregierung damit 
verfolgt, daß sie Truppen zur Verfügung hält, die im 
Rahmen eines Bündnisses der Sicherheitspolitik die-
ser Bundesregierung zu dienen haben. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. Die Frage ist damit beantwortet. 

Ich rufe die Frage 81 des Abgeordneten Möhring 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die öffentliche 
Kaufmöglichkeit von Bundeswehr-Uniformteilen im Gebraucht-
zustand (z. B. Parka im Altwarenhandel) der unkontrollierbare 
Zustand eintritt, daß Reservisten, die zur Heimaufbewahrung 
neuer Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände verpflichtet 
sind, die Möglichkeit erhalten, billig erworbene, ausgesonderte 
Uniformteile gegen wertvolle neue auf den Bekleidungskammern 
umzutauschen, zum Nachteil der Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte sehr! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Frau Präsident, ich wäre 
dankbar, wenn ich die Frage 81 und 82 im Zusam-
menhang beantworten dürfte. 

Präsident Frau Renger: Einverstanden; dann 
rufe ich auch die Frage 82 des Abgeordneten Möh-
ring auf: 

Sieht die Bundesregierung darin eine Kontrollmöglichkeit, daß 
ausgesonderte Uniformteile, die zum Verkauf freigegeben sind, 
nur in einem umgefärbten Zustand in den freien Handel gelangen 
dürfen? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Frau Präsident! Herr Kol-
lege Möhring, gebrauchte Uniformstücke, die wegen 
ihres geringen Tragewertes ausgesondert sind, ge-
langen zum Teil über eine Verwertungsgesellschaft 
in den freien Handel. Darunter sind auch solche Ar-
tikel, die im Rahmen des Ausstattungssolls mob-be-
orderter Reservisten mit nach Hause gegeben wer-
den, unter anderem auch der hier angesprochene 
Feldparka. Um einen Mißbrauch dieses besonders 
begehrten Bekleidungsstückes durch Umtausch an-
läßlich von Wehrübungen auszuschließen, wird der 
Feldparka vor dem Verkauf durch zweifachen Stem-
pelaufdruck als ausgesondertes Material besonders 
gekennzeichnet. Lediglich in wenigen Einzelfällen 
sind in betrügerischer Absicht die Stempelaufdrucke 
durch chemische Mittel entfert worden, so daß die 
Bekleidungskammer bei Umtausch nicht erkennen 

konnte, daß es sich um ausgesonderte Stücke han-
delte. 

Bei anderen in den freien Handel gelangten Be-
kleidungsstücken ist bisher ein mißbräuchlicher Um-
tausch nicht bekanntgeworden. 

Ein Umfärben ausgesonderter Uniformstücke 
würde zwar zu einer besseren Kontrollmöglichkeit 
führen; die hierfür aufzuwendenden Kosten würden 
jedoch den Verkaufserlös nahezu aufzehren. Auch 
andere Maßnahmen, die zu einer Kennzeichnung der 
ausgesonderten Kleidungsstücke dienen, wären mit 
einem finanziell nicht vertretbaren Aufwand ver-
bunden. Im übrigen ist auch der Bundesrechnungshof 
der Ansicht, daß derart kostenaufwendige Maßnah-
men zur Verhütung einer mißbräuchlichen Wieder-
verwendung der Altbekleidung nicht vertretbar sind. 

Präsident Frau Renger: Haben Sie eine Zu-
satzfrage? 

Möhring (SPD) : Ja. Ist Ihnen, Herr Staatssekre-
tär, bekannt, daß ich aus eigener Erfahrung in den 
Materialdepot der TV und auch in Bekleidungskam-
mern der Standortverwaltungen Kenntnis davon ge-
nommen habe, daß der Brauchbarkeitsgrad zurück-
gegebener Kleidung — ich meine jetzt: zurückgege-
ben im Zusammenhang mit der Auskleidung der aus 
der Wehrüberwachung ausscheidenden Reservisten 
— einschließlich Stiefel und auch Schuhe, also Fuß-
bekleidung, so erschreckend niedrig ist, daß a) der 
Prozentsatz der totalen Unbrauchbarkeit von mir 
sehr hoch vermutet wird und b) dieser hohe Ver-
schleißgrad keinesfalls nur durch die Beanspruchung 
in Wehrübungen entstanden sein kann? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Möhring, 
ich bin dankbar für diese Anregung. Wir werden 
der Sache nachgehen. Aber ich werde mir hier auch 
nicht den Zorn der jungen Mädchen und jungen 
Männer zuziehen, die aus diesem sonst ja nicht 
geliebten Uniformstück eine Modebekleidung ge-
macht haben und die in gewissem Sinne — ich 
komme auf die vorige Frage zurück — damit eine 
gewisse Äußerlichkeitswerbung für unsere Streit-
kräfte vornehmen. Ich weiß jedoch, Herr Kollege 
Möhring, daß wir die Pflicht haben, mit dem Gut des 
Steuerzahlers sorgsam umzugehen. Wir werden der 
Sache nachgehen. 

Ich glaube allerdings, daß Sie in einer Kleider-
kammer gewesen sind, wo es besonders übel aus-
sieht. Vielleicht flüstern Sie mir bei einer passen-
den Gelegenheit ins Ohr, wo das gewesen ist. Dann 
werden wir dort eine strenge Untersuchung ein-
leiten. 

(Heiterkeit.) 

Präsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege Möhring. 

Möhring (SPD) : Die zweite Zusatzfrage ist in 
diesem Zusammenhang hier sicher nicht voll aus-
zudiskutieren. Ist es möglich, Herr Staatssekretär, 
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Möhring 
daß Ihr Haus eine Frage, die dieses Problem tan-
giert, mir einmal schriftlich beantwortet? Es geht 
um die Frage, ob nicht auch das Uniformtrageverbot 
außerhalb von Dienst und Wehrübungen hier tan-
giert wird und welche wirksamen Möglichkeiten das 
Bundesministerium der Verteidigung sieht, dieses 
Verbot in Zukunft wieder in den Griff zu bekom-
men. 

Präsident Frau Renger: Der Zusammenhang 
ist mir auch schwer erklärbar. Aber wenn Sie ant-
worten wollen, Herr Staatssekretär! 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Herr Kollege Möhring, 
bei der Aussonderung von rund 114 000 Feldparkas 
— um die geht es ja im wesentlichen — wird ein 
Gewinn von 1 Million DM erzielt. Wenn ich das 
sehe und an das knappe Geld denke, dann frage 
ich mich, ob es gut ist, daß man nun mit Hilfe einer 
juristischen Konstruktion versucht, diese Beklei-
dungsstücke, die ja gern getragen werden, vorzei-
tig irgendeiner anderen Verwertung, bei der sie 
nicht getragen werden, zuzuführen. Ich kenne sehr 
viele Facharbeiter und Bauarbeiter, landwirtschaft-
liche Arbeiter und Forstarbeiter, die diese ausge-
sonderten Bekleidungsstücke gerne kaufen, weil sie 
Außenarbeit leisten, und die sich in diesem Be-
kleidungsstück, welches sie als Arbeitsbekleidung 
bei schwerem Wetter nutzen, sehr wohl fühlen. Das 
gibt es also noch neben der Erscheinung, daß die 
Jugend mit diesen Dingen herummarschiert. 

Ich bin gerne gewillt, das einmal zu untersuchen, 
Herr Kollege Möhring. Aber ich würde da sehr be-
hutsam herangehen. Was hilft es uns eigentlich, 
wenn die Stücke vorzeitig in den Reißwolf kommen, 
bloß um irgendeiner Rechtskonstruktion zu folgen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD.) 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Heyen. 

Heyen (SPD) : Herr Staatssekretär, ist seit Be-
stehen der Bundeswehr ein Fall bekanntgeworden, 
der befürchten läßt, daß mit diesen Uniformen in 
ähnlicher Weise wie beim Hauptmann von Köpenick 
Mißbrauch getrieben wird? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Ich müßte jetzt tief zu-
rücktauchen. Es gibt tatsächlich so etwas Ähn-
liches. Davon ist keine Gesellschaft frei. Sie wissen, 
daß eine bestimmte Gruppe von Menschen sich 
immer gern mit Uniformen schmückt, insbesondere 
wenn sie einen Dienstrang kennzeichnen, den sie 
während ihrer militärischen Laufbahn nicht erreicht 
haben. 

(Heiterkeit.) 

Aber das alles hängt nicht damit zusammen, daß 
ausgesonderte Bekleidungsstücke gekauft und ge-
tragen werden können, sondern derartige eigen-
artige Menschen — ich will das sehr vorsichtig 
ausdrücken — werden immer Gelegenheit haben, 

sich eine Uniform zu beschaffen. Sie können ja zu 
einem Schneider gehen und sich eine anfertigen las-
sen. Das können wir gar nicht kontrollieren. 

Ich weiß nicht mehr genau, wie es damals gewe-
sen ist. Aber ich finde, die deutsche Geschichte 
wäre um eine Episode ärmer, wenn es keinen 
Hauptmann von Köpenick gegeben hätte. 

(Beifall.) 

Präsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Kollege Dr. Wittmann. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, sind Ihnen nicht auch Fälle bekannt, 
in denen gerade Uniformstücke dazu benutzt wur-
den, bei strafbaren Handlungen den Anschein zu 
erwecken, als handelte es sich bei den Straftätern 
um Angehörige der Bundeswehr? 

Berkhan, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister der Verteidigung: Das ist richtig. Aber bei 
den Feldparkas ist das nicht auszuschließen. Denn 
ein ähnlicher Parka wird ja auch aus amerikani-
schen Beständen verkauft, und dies kann ich über-
haupt nicht unterbinden, selbst wenn ich es wollte. 
Außerdem gibt es viele Parkas, die seit Jahren in 
privatem Besitz sind. Das kann man nicht wieder 
einschränken. Die Käufer haben sie zu vollem Recht 
erworben. 

Ich erinnere mich aus der Zeitungslektüre auch 
— das muß ich beschämt sagen —, daß es in meiner 
Vaterstadt einen Polizeibeamten gegeben hat, der 
unter Ausnutzung seiner Dienstpistole seine kargen 
Bezüge bei den Sparkassen aufgebessert hat. Das 
kann mich aber nicht dazu bringen, nun die Insti-
tution Polizei scheel zu betrachten. 

Präsident Frau Renger: Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung ausgiebig beantwortet. Ich danke 
Ihnen sehr herzlich, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung, Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen. Die Fragen 2 und 3 
des Herrn Abgeordneten Lenzer werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 4 des Herrn Abgeordneten 
Gallus auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Raum; 
die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 5 ist von Herrn Abgeordneten Dr. 
Böhme (Freiburg) gestellt. — Der Abgeordnete ist 
nicht im Saal; die Frage wird schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 6 des Herrn Abgeordneten 
Härzschel auf: 

Trifft die Auskunft der Oberpostdirektion Freiburg zu, daß 
eine Übereinkunft zwischen den Rundfunkanstalten und der Deut-
schen Bundespost dahin gehend besteht, daß keine Füllsender 
errichtet werden, wenn die Einwohnerzahl weniger als 800 be-
trägt, und hält die Bundesregierung im Blick auf die Chancen-
gleichheit der Bevölkerung eine solche Regelung für gerechtfer-
tigt? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsident, Herr 
Abgeordneter, erlauben Sie mir eingangs den Hin-
weis, daß Rundfunkangelegenheiten Sache der Bun-
desländer sind. Über den weiteren Ausbau der Fern-
sehnetze entscheiden letztlich die Länder und die 
Rundfunkanstalten. Wegen der zu erwartenden ho-
hen Aufwendungen für die Schließung der Vielzahl 
kleiner Versorgungslücken ist zwischen dem Vor-
sitzenden der Rundfunkkommission der Länder, den 
Rundfunkanstalten und dem Bundesminister für 
Post- und Fernmeldewesen abgesprochen worden, 
daß vorerst keine Füllsender errichtet werden, wenn 
nicht mindestens 800 Einwohner dadurch versorgt 
werden können. Eine Veränderung dieser Versor-
gungsgrenze bedarf des Einverständnisses der Län-
der, der Rundfunkanstalten und der Deutschen Bun-
despost. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
bitte! 

HärzsChel (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie 
sind sicher mit mir einig, daß das Fernsehen heute 
zum modernen Leben gehört. Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß dadurch die ländliche Bevölkerung in 
erheblichem Maße benachteiligt ist, vor allen Din-
gen jene, die in topographisch ungünstigen Gebie-
ten wohnen, die zudem oft noch durch schlechte Ver-
kehrswege behindert sind und die das dritte Pro-
gramm, in dem erhebliche Bildungsangebote gege-
ben werden, nicht empfangen können? Sind Sie nicht 
der Meinung, daß hier die Bundesregierung von der 
Bundespost her, die diese Sender baut, auch eine 
Aufgabe hat, sich zu bemühen, etwas mehr in dieser 
Richtung zu tun? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Abgeordneter, ich 
stimme mit Ihnen überein, daß die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Möglichkeiten eine solche Ver-
pflichtung hat. Sofern die Finanzmittel das erlau-
ben, werden wir selbstverständlich auch darauf hin-
wirken, daß in Zukunft Füllsender unterhalb der 
„800-Einwohnergrenze" gebaut werden. Aber ich 
bitte Sie, zur Kenntnis zu nehmen, daß die Mittel 
dafür beschränkt sind und daß wir uns zunächst 
darüber Gedanken machen müssen, wie die be-
schränkten Mittel optimal eingesetzt werden kön-
nen. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Härzschel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß es auch eine 
Solidarität der Fernsehteilnehmer geben muß, die 
dazu führt, daß auch in jenen Bereichen der Fern-
sehempfang möglich ist? Darf ich Sie fragen, ob Sie 
bereit sind, diese Frage noch einmal zu prüfen und 
auch zu prüfen, ob nicht etwa durch Gemeinschafts-
antennen und längere Zuleitungen möglicherweise 
eine Abhilfe geschaffen werden kann? 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes

-

minister für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Selbstverständlich ist 
die Bundesregierung bereit, das noch einmal zu prü-
fen. Falls Sie eine besondere regionale Einheit an-
sprechen, wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie mir 
das mitteilen würden, damit wir die Frage an Hand 
dieses konkreten Falles noch einmal prüfen könnten. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Biehle. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, würden 
Sie dafür Sorge tragen, daß künftig auch zur Wirt-
schaftlichkeit von Füllsendern alle Programme  über 
einen Füllsender abgewickelt werden und nicht, wie 
es in der Vergangenheit häufig geschah, nur ein 
oder zwei Programme und daß dies auch in künfti-
gen technischen Planungen berücksichtigt wird. 

Dr. Hauff, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Abgeordneter, ich 
will die Frage gern noch einmal in meinem Hause 
prüfen lassen; aber soweit ich weiß, bemüht man 
sich, alle drei Programme auf einmal auszustrahlen. 

(Abg. Biehle: Aber es gab in jüngster Zeit 
einen Fall, den ich Ihnen gern unterbreiten 

möchte!) 

Präsident Frau Renger: Damit sind die Fragen 
zu diesem Geschäftsbereich beantwortet. Ich danke  
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Wirtschaft. Ich rufe die Frage 53 des 
Abgeordneten Wolfram auf. Ist er im Saal? — Das 
ist nicht der Fall. Die Frage wird schriftlich beant-
wortet. Diese Antwort und auch die Antwort zur 
Frage 54 werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 55 des Herrn Abgeordneten 
Biehle auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß innerhalb kurzer Zeit 
in Playa del Inglés auf der Ferieninsel Gran Canaria laut Mel-
dungen der Bild-Zeitung und der Würzburger Main-Post vom 
27. Januar 1973 innerhalb weniger Tage drei Menschen von 
zwei Familien aus Bad Brückenau und Wuppertal in ihren Hotel-
zimmern durch Gasvergiftungen zu Tode kamen und außerdem 
auch noch ein Schweizer Ehepaar und ein 14jähriger englischer 
Junge in einem anderen Hotel durch Gasvergiftung ihr Leben 
lassen mußten, und treffen Äußerungen zu, daß ähnliche Todes-
fälle dort immer wieder in den Touristenhotels zu verzeichnen 
sind? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Kollege Biehle, die 
Unfälle in Playa del Inglés auf den Kanarischen 
Inseln sind der Bundesregierung durch Zeitungs-
berichte bekannt. Nach inzwischen bekanntgewor-
denen spanischen Untersuchungsergebnissen sind 
zwei Personen Opfer eines Gasunfalls geworden. Die 
anderen Todesfälle haben andere Ursachen, die 
nichts mit der Sicherheit in den Hotels zu tun haben. 

Die Bundesregierung bedauert den Gasunfall, 
dessen Ursachen noch nicht abschließend geklärt 
sind. Geprüft wird noch, welche Rolle dabei die tech- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Grüner 
nische Sicherheit der im Hotel verwendeten Propan-
gasgeräte gespielt hat. Deren Bedienung verlangt 
besondere Sorgfalt, worauf allerdings in den Hotel-
zimmern hingewiesen wird. Andere vergleichbare 
Todesfälle in Touristenhotels auf den Kanarischen 
Inseln sind der Bundesregierung nicht bekannt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, haben 
Sie nachprüfen lassen, inwieweit außer bei den 
bekanntgewordenen Todesfällen von Deutschen 
auch Todesfälle bei Ausländern — ich meine damit 
die Todesfälle eines schwedischen Ehepaares und 
eines englischen Kindes — vorgekommen sind? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Wir haben nachgeforscht 
und haben dafür keine Anhaltspunkte gewonnen. 
Der Bundesregierung ist also nichts davon bekannt. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 56 
des Abgeordneten Biehle auf: 

Ich frage die Bundesregierung, was sie zu unternehmen ge-
denkt, um zu erreichen, daß die Sicherheit deutscher Touristen 
im Ausland erhöht wird, und ob sie bereit ist, entsprechende 
Schritte hei den Reiseunternehmen in Deutschland zu unterneh-
men, um zu erreichen, daß die Ferienunterkünfte im Ausland, 
insbesondere in der Ferienstadt Playa del Inglés, nicht nur unter 
merkantilen, sondern vor allem auch nach sicherheitstechnischen 
Gesichtspunkten im Interesse der Touristen auszuwählen, wie 
dies auch für Chartermaschinen gefordert werden sollte. 

Bitte, Herr Staatsekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Kollege Biehle, die 
Reiseveranstalter sind rechtlich verpflichtet, Trans-
portmittel und Unterkünfte so auszuwählen, daß die 
Sicherheit der Touristen gewährleistet ist. Diese ein-
deutige Rechtslage ist durch eine Reihe von Ge-
richtsurteilen konkretisiert und den Reiseveranstal-
tern auch hinlänglich bekannt. 

Die Sicherheit der Touristen und das unternehme-
rische Interesse der Reiseveranstalter sind in der 
Touristik in der Regel keine Alternativen. Die Bun-
desregierung hält es deshalb nicht für erforderlich, 
besondere Schritte gegenüber den Reiseveranstal-
tern zu unternehmen. Die heutige Fragestunde wird 
allerdings allen Beteiligten erneut bewußt machen, 
welche Verantwortung die Reiseveranstalter für die 
Sicherheit der Touristen tragen, die sich ihnen an-
vertrauen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Biehle (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, an Stelle der „nicht vorgesehenen 
Schritte", wie Sie es formuliert haben, den Reise-
büros zumindest die Empfehlung zu geben, bei der 
Auswahl der Quartiere in solchen Ballungszentren, 
wie sie auf den Kanarischen Inseln gegeben sind, 
Sicherheitserfordernisse nach deutschen Gesichts-
punkten zugrunde zu legen, und würden Sie dar-
über hinaus von der Bundesregierung aus dem 
spanischen Touristenministerium entsprechende Vor-
stellungen unterbreiten, damit man auch von dieser 

Seite im Hinblick auf den Fremdenverkehr ver-
stärkte Sicherheitsbestimmungen zugrunde legt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Kollege Biehle, ich 
habe schon darauf hingewiesen, daß die Sicherheits-
bestimmungen den Touristikunternehmungen be-
kannt sind. Sie legen in ihrem eigenen unternehme-
rischen Interesse auf deren Einhaltung großen Wert. 
Der Bundesregierung ist bekannt, daß das tatsächlich 
geschieht, so daß die Bundesregierung, von daher 
gesehen, keine Veranlassung sieht, hier Schritte zu 
unternehmen. Sicher ist, daß wir nach Klärung aller 
Ursachen der bedauerlichen Todesfälle auf den Ka-
narischen Inseln prüfen werden, ob ein solcher 
Schritt etwa gegenüber dem Touristikministerium, 
wie Sie ihn andeuten, unternommen werden soll. 

Präsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Frage 57 ist von dem Herrn Abgeordneten Dr. 
.Jahn (Braunschweig) eingebracht. — Er ist nicht im 
Raum. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten 
Immer auf: 

Ist damit zu rechnen, daß bei der geplanten Überprüfung der 
bisher nach dem Inveslitionsförderungsprogramm geförderten 
strukturschwachen Gebiete bzw. Orte in bestimmten Bereichen 
die Einstellung der Förderung zugunsten anderer bisher benach-
teiligter Gebiete bzw. Orte erfolgt, und nach welchen Kriterien 
werden in Zukunft die förderungswürdigen Gebiete bzw. Orte 
bestimmt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Kollege, zur Zeit wird 
innerhalb der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" ein umfangrei-
ches Forschungsprogramm durchgeführt, das der 
Vorbereitung von Beschlüssen über eine Neuabgren-
zung der Fördergebiete, eine bundeseinheitliche 
Festlegung der Förderungsziele, der Überprüfung 
des Verteilungsschlüssels der öffentlichen Mittel 
sowie der Entwicklung einer exakten Erfolgskontrolle 
dient. Dabei werden auch die von Ihnen genannten 
Probleme eingehend untersucht. Die Forschungs-
ergebnisse werden bis Sommer dieses Jahres vor-
liegen. Ich kann Ihnen daher im Augenblick noch 
keine abschließende Antwort geben. Nach dem ein-
stimmigen Beschluß der Wirtschaftsminister des Bun-
des und der Länder im Planungsausschuß der Ge-
meinschaftsaufgabe vom 29. Juni 1971 steht jedoch 
fest, daß die Neuabgrenzung bis zum 1. Januar 1975 
wirksam werden soll. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 
Bitte schön, Herr Kollege! 

Immer (SPD) : Herr Staatssekretär, ich möchte 
Sie fragen, inwieweit das Problem der Aktiv- und 
Passivsanierung, das immer wieder in der Diskus-
sion auftaucht, hier Berücksichtigung findet. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Diesem Problem wird be-
sondere Aufmerksamkeit zugewandt werden. Ich 
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vermag allerdings, wie ich schon sagte, vor Ab-
schluß des Forschungsauftrages nicht zu sagen, in 
welcher Richtung die Lösungsvorschläge gehen wer-
den. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Immer (SPD) : Unter dem Gesichtspunkt, daß die 
Förderung ja trotzdem weiter betrieben wird, 
möchte ich fragen, inwieweit gewährleistet ist, daß 
in Zukunft die bisherige Praxis einiger Bundeslän-
der, z. B. von Rheinland-Pfalz, statt ganz bestimmter 
sachlicher Kriterien wahltaktische Gesichtspunkte 
bei den vorzuschlagenden Gebieten und Orten in 
Ansatz zu bringen, vereitelt werden kann. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Der Bundesregierung ist 
nicht bekannt, daß wahltaktische Gesichtspunkte bei 
der Auswahl der zu fördernden Gebiete oder Orte 
eine Rolle gespielt haben. Das ist nach den Förde-
rungsrichtlinien auch nicht möglich, die ja nach ein-
heitlichen Kriterien gehandhabt werden. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 59 
des Abgeordneten Kahn-Ackermann auf: 

Sieht die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß im 
Jahr 1972 in einigen Zentren des südbayerischen Fremdenver-
kehrs ein erheblicher Rückgang von Gästen zu verzeichnen war, 
einen Anlaß, besondere Förderungsmaßnahmen in den tradi-
tionellen Schwerpunkten des südbayerischen Fremdenverkehrs in 
Erwägung zu ziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Kollege Kahn-Acker-
mann, die Bundesregierung verfolgt die Entwicklung 
des Fremdenverkehrs in allen Regionen unseres 
Landes sehr aufmerksam. Ihr ist auch die Entwick-
lung in den traditionellen Fremdenverkehrsgebieten 
Südbayerns bekannt, soweit darüber bereits Statisti-
ken vorliegen. 

Die Bundesregierung muß jedoch darauf hinwei-
sen, daß sie selbst nichts unternehmen kann, um dem 
Rückgang der Fremdenübernachtungen in diesem 
Teil Bayerns unmittelbar zu begegnen. Nach der Auf-
gabenabgrenzung des Grundgesetzes ist hierzu das 
Land Bayern berufen. Die Aufgaben des Bundes lie-
gen demgegenüber bei der überregionalen Förde-
rung. Art und Umfang dieser Förderung hat die Bun-
desregierung in ihrer Antwort auf die Kleine An-
frage zur Situation und Förderung des deutschen 
Fremdenverkehrs — Drucksache VI/3287 — im März 
1972 dargelegt. Alle dort genannten Förderungs-
maßnahmen werden unverändert fortgeführt. 

In der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sind für den Zeit-
raum 1972 bis 1975 Investitionszulagen, Investitions-
zuschüsse und Zuschüsse für öffentliche Fremden-
verkehrseinrichtungen von insgesamt 523 Millionen 
DM vorgesehen. Sie werden von Bund und Ländern 
gemeinsam aufgebracht. Für kleine und mittlere 
Betriebe stehen außerdem ERP-Mittel zur Verfügung, 
von denen jährlich rund 60 Millionen DM an Frem-

denverkehrsbetriebe gehen. Die Gewerbeförderung 
für das Hotel- und Gaststättengewerbe aus Haus-
haltsmitteln des Bundes wird mindestens im bisheri-
gen Umfange weitergeführt. 1972 wurden 1,6 Millio-
nen DM für diesen Zweck eingesetzt. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 
Wenn Sie sich kurz fassen, Herr Kollege, kann Ihre 
nächste Frage auch noch behandelt werden. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ich bin Ihnen für diese Antwort sehr dankbar. Ich 
möchte Sie fragen, ob Sie bereit sind, das bayerische 
Staatsministerium für Wirtschaft und Verkehr darauf 
aufmerksam zu machen, daß seine Vertreter bei Fra-
gen nach besseren Hilfen künftig darauf hinweisen, 
daß die bayerische Staatsregierung spezifisch für 
regional gezielte Unterstützung zuständig ist — und 
nicht andere. 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Kollege, die Bundes-
regierung geht davon aus, daß es einer solchen An-
regung nicht bedarf. Bayern hat ja bekanntlich selbst 
wiederholt sein starkes Interesse an einer guten 
Entwicklung seiner Fremdenverkehrsgebiete betont. 
Ich nehme an, daß die Erörterung in dieser Frage-
stunde Ihrem Anliegen sicher Rechnung tragen wird. 

Präsident Frau Renger: Die Fragen 60 und 61 
des Herrn Abgeordneten Zebisch werden schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe die Frage 62 der Abgeordneten Frau Dr. 
Riedel-Martiny auf: 

Welche konkreten gemeinsamen Aktionen haben der Inter-
ministerielle Ausschuß für Verbraucherfragen, der Verbraucher-
ausschuß beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, der Länderausschuß für Verbraucherfragen sowie der 
Verbraucherbeirat, die laut Verbraucherberichte der Bundesregie-
rung vom 18. Oktober 1971 ihre Arbeit koordinieren sollten, bis-
her unternommen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Frau Kollegin, Aktionen 
werden im allgemeinen nicht von diesen Gremien, 
sondern von den einzelnen Ressorts oder aber von 
Verbraucherorganisationen durchgeführt. Die in der 
Frage genannten Gremien sollen lediglich die ein-
zelnen Aktionen aufeinander abstimmen, Anregun-
gen geben oder gegebenenfalls auch konkrete Vor-
schläge ausarbeiten. 

Sofern bestimmte Aktionen von mehreren Res-
sorts gemeinsam getragen werden, werden die da-
bei auftretenden Fragen auch durch bilaterale Kon-
takte unter den unmittelbar beteiligten Stellen ge-
klärt. Als solche gemeinsamen Aktionen kann ich 
neben der Finanzierung der Verbraucherorganisa-
tionen die Unterstützung des Verbraucherfilm-Wett-
bewerbs, der Verbraucherwoche und die Entwick-
lung eines Informationssystems für die Beratungs-
stellen nennen. 
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In den nächsten Monaten wird vor allem der Bei-

trag des Bundes zur Entwicklung von Lehr- und 
Lernmaterial zur Verbraucherbildung in den Schulen 
hinzukommen. 

Präsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Riedel-Martiny (SPD) : Einer besseren 
Koordination könnte doch sicherlich der Zusammen-
schluß dieser Organisationen dienen. Ist daran ge-
dacht? Wenn ja,  unter der Führung welches Mini-
steriums? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Die Frage wird geprüft. 
Unter welcher Federführung etwa eine solche Mög-
lichkeit betrieben würde, ist bisher nicht Gegen-
stand der Diskussion gewesen. 

Frau Dr. Riedel -Martiny (SPD) : Wann ist mit 
einer Entscheidung zu rechnen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Ich möchte hier keine zeit-
lichen Voraussagen machen. Ich bitte sehr um Ver-
ständnis dafür, Frau Kollegin. 

Präsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 63 
der Abgeordneten Frau Dr. Riedel-Martiny auf: 

Was hat der Verbraucherbeirat, der in der vergangenen Legis-
laturperiode berufen wurde, seither geleistet? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Der im Mai 1972 errichtete 
Verbraucherbeirat ist seither erst einmal zusam-
mengetreten. Eine zweite, für Dezember 1972 vor-
gesehene Sitzung ist mit Rücksicht auf die Vorver-
legung der Bundestagswahl und die Regierungs-
neubildung verschoben worden. Sie soll nunmehr 
am 9. März 1973 stattfinden. Arbeitsgruppen des 
Beirats über Verbraucherpolitik, über Allgemeine 
Geschäftsbedingungen sowie über Verbraucherbil-
dung und -information sind mehrfach zusammen-
getreten, um die weiteren Sitzungen des Beirats 
vorzubereiten. Der Beirat wird in seiner Sitzung am 
9. März 1973 die Berichte dieser Arbeitsgruppen 

erörtern und voraussichtlich zu bestimmten Punkten 
Empfehlungen an die Bundesregierung beschließen. 

Frau Dr. Riedel -Martiny (SPD) : Ist daran ge-
dacht, den Verbraucherbeirat bei gesetzgeberischen 
Maßnahmen in dieser Legislaturperiode beratend 
hinzuzuziehen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Es ist daran gedacht, das zu 
tun. 

Präsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Frau Dr. Riedel -Martiny (SPD) : Hat die Bun-
desregierung die Absicht, den Verbraucherbeirat 
über nationale Grenzen hinweg zu institutionali-
sieren und den Interessen der Verbraucher, die ja 
zum Teil im EWG-Rahmen betrachtet werden müs-
sen, zu größerem Nachdruck zu verhelfen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Eine solche Entwicklung 
wird ins Auge gefaßt. Wir sind aber der Meinung, 
daß sie im Augenblick noch nicht spruchreif ist. 

Präsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Die Fragen 64 und 65 des Abgeordneten Müller 
(Nordenham) werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlage abgedruckt. 

Ebenso werden die Fragen 66 und 67 des Abge-
ordneten Dr. Schwörer schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Meine Damen und Herren, wir stehen am Ende 
unserer heutigen Plenarsitzung. 

Ich berufe die nächste Plenarsitzung des Deut-
schen Bundestages auf Donnerstag, den 15. Februar 
1973, 9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.26 Uhr.) 

Berichtigung 

10. Sitzung, Seite 345 A, Zeile 20: Zwischen den 
Wörtern „Kriegseintritt" und „übernommenen" ist 
einzufügen „und durch Kriegsausgang". 

12. Sitzung, Seite 440 A, zwölfte Zeile der Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl: statt „Mieter" 
„Vermieter". 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Bayerl vom 1. Februar 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Wagner (Trier) (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 
Frage A 45) : 

Ist damit zu rechnen, daß die Bundesregierung Vorschläge er-
arbeiten wird, die eine Entschädigung der Opfer von Ver-
brechen aus öffentlichen Mitteln zum Ziel haben? 

Die Bundesregierung mißt der Entschädigung von 
Verbrechensopfern große Bedeutung bei. Inzwischen 
haben wir zusammen mit dem Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung einen Gesetzentwurf 
ausgearbeitet. Zur Zeit wird dieser Entwurf mit 
allen Beteiligten abgestimmt. Wir sind bemüht, den 
Gesetzentwurf so rasch als möglich im Bundestag 
einzubringen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold vom 2. Februar 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Dr. Klein (Göttingen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 
Frage A 158) : 

Welche Bewandtnis hat es mit einer wissenschaftlichen Arbeit 
von Karl Wilhelm Fricke über die politische Verfolgung in der 
DDR, deren Druckfahnen nach einer Meldung der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" vom 5. Januar 1973 in den Schubladen 
des Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehungen ver-
gilben? 

Die Darstellung zu dem Komplex der politischen 
Verfolgung in der Sowjetischen Besatzungszone 
bzw. in der DDR seit 1945 ist bisher noch nicht 
abgeschlossen. Der von Ihnen genannte Publizist 
arbeitet seit 1960 an dieser sehr umfangreichen 
Dokumentation, von der einige Teile vorliegen. 

Eine Entscheidung darüber, ob und in welcher 
Form die Arbeit veröffentlicht oder auf andere 
Weise zugänglich gehalten wird, ist noch nicht ge-
troffen, weil zuvor das Gesamtwerk einer kriti-
schen Würdigung unterzogen werden muß. 

In diesem Sinne hat Bundesminister Franke den 
Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages be-
reits am 29. Mai 1970 unterrichtet. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold vom 1. Februar 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Schneider (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen 
A 159 und 160) : 
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Treffen Pressemeldungen zu, daß bei der Eingliederung der 
von der „DDR" amnestierten Häftlinge in die Bundesrepublik 
Deutschland Schwierigkeiten aufgetreten sind, welcher Art waren 
diese Schwierigkeiten, und mit welchen Maßnahmen versucht die 
Bundesregierung die gesellschaftliche Eingliederung der „DDR"- 
Häftlinge zu erleichtern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, auf Grund welcher Taten 
und zu welchen Strafen die Häftlinge in der „DDR" im einzelnen 
verurteilt wurden? 

Zu Frage A 159: 

Nach den Feststellungen des Präsidenten der Bun-
desanstalt für Arbeit sind bisher keine Schwierig-
keiten bei der beruflichen Eingliederung der von der 
DDR amnestierten Häftlinge bekanntgeworden. Den 
Amnestierten stellt die Bundesanstalt ihre Bera-
tungs- und Vermittlungsdienste sowie die erforder-
lichen finanziellen Hilfen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz gezielt zur Verfügung. Das sind u. a. 
Eingliederungsbeihilfen, Einarbeitungszuschüsse und 
Leistungen zur Förderung der beruflichen Bildung. 
Die Bundesanstalt für Arbeit hat dafür im Notauf-
nahmelager Gießen eine besondere Außenstelle ein-
gerichtet. Diese stellt auch den Kontakt zum Arbeits-
amt am neuen Wohnort des Amnestierten her. 

Alle Personen, die das Notaufnahmelager verlas-
sen, erhalten die Begrüßungsgabe der Bundesregie-
rung in Höhe von 150,00 DM. Bis zur Arbeitsvermitt-
lung zahlen die örtlichen Arbeitsämter Arbeitslosen-
geld. Soweit die Amnestierten zuletzt aus politischen 
Gründen in Haft waren, erhalten sie in den meisten 
Ländern schon vor der Ausstellung der Häftlings-
bescheinigung die für sie im Heimkehrergesetz vor-
gesehenen Leistungen (200,00 DM Entlassungsgeld, 
300,00 DM Übergangsbeihilfe). Nach endgültiger 
Feststellung der Häftlingseigenschaft stehen ihnen 
die Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz zu. Un-
abhängig hiervon erhalten alle aus der DDR kom-
menden Personen, wenn die gesetzlichen Voraus-
setzungen vorliegen, Leistungen nach dem Lasten-
ausgleichsgesetz, dem Flüchtlingshilfegesetz, dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz und anderen 
einschlägigen Betreuungsgesetzen. 

Zu Frage A 160: 

Die Bundesregierung hat keine amtlichen oder 
anderweitig verbindlichen Unterlagen über Straf-
taten und Strafhöhe der in die Bundesrepublik aus-
gereisten amnestierten DDR-Bürger. Sie ist im we-
sentlichen auf die eigenen Angaben der Entlassenen 
angewiesen, die nach ihrem Eintreffen mehrfach 
eingehend über ihre persönlichen Verhältnisse be-
fragt werden. Das Risiko, auf diese Weise die Un-
wahrheit zu erfragen, ist erfahrungsgemäß gering, 
da die Befragten unter dem Eindruck der für sie 
meist völlig neuen Lebensverhältnisse in der Regel 
mitteilungsbereit sind. Die so gewonnenen Aus-
sagen haben sich in den meisten Fällen als zuver-
lässig erwiesen. 

Die erste Überprüfung der in der Zeit vom 7. No-
vember bis 15. Januar in Sammeltransporten in der 
Bundesrepublik eingetroffenen 1771 amnestierten 
DDR-Bürger hat folgendes ergeben: Die Mehrzahl 
der Entlassenen von rd. 87 °/o war in der DDR zuletzt 
wegen politischer Straftaten verurteilt. Ein kleinerer 
Teil dieses Personenkreises hatte daneben nicht-
politische Vorstrafen oder war zuletzt auch in Haft 

wegen nichtpolitischer Straftaten, die im Zusammen-
hang mit politischen Straftaten standen. 

13 % der Entlassenen waren wegen nichtpoli-
tischer Straftaten verurteilt. 

Unter den politischen Straftatbeständen steht ver-
suchte Republikflucht und Beihilfe zur Republik-
flucht im Vordergrund. Ferner treten Spionage, Fah-
nenflucht, Hetze und Staatsverleumdung, Gefange-
nenmeuterei und verwandte Tatbestände auf. 

Unter den nichtpolitischen Tatbeständen überwie-
gen Eigentums- und Vermögensdelikte, meistens im 
einfachen Fall. Verurteilungen erfolgten ferner we-
gen Körperverletzung, Arbeitsbummelei, Wider-
stand gegen staatliche Organe, in geringem Umfang 
auch wegen anderer Vergehen. 

Verurteilungen wegen Kapitalverbrechen sind 
nicht bekanntgeworden. 

Die Strafhöhe der amnestierten Freiheitsstrafen 
lag bei rd. 75 Prozent der Entlassenen unter 2 Jahren 
Freiheitsentzug. Etwa 25 Prozent hatten Strafen von 
mehr als 2 Jahren Freiheitsentzug erhalten. Ver-
einzelt waren Freiheitsstrafen von mehr als 10 Jah-
ren oder lebenslänglich verhängt worden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold vom 1. Februar 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Rollmann (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen 
A 161 und 162) : 

Wie viele der auf Grund von Verhandlungen in der letzten 
Zeit freigelassenen und in die Bundesrepublik Deutschland ent-
lassenen DDR-Häftlinge sind wegen eindeutig krimineller Straf-
taten verurteilt worden? 

Welchen Betrag hat die Bundesrepublik Deutschland für die 
Freilassung dieser Häftlinge an die DDR-Regierung geleistet? 

Zu Frage A 161: 

Im Rahmen der mit Beschluß des Staatsrats der 
DDR vom 6. Oktober 1972 verkündeten Amnestie 
sind 316 ehemalige Häftlinge, die überwiegend 
ihren Wohnsitz vor der Inhaftierung in der Bundes-
republik oder in Berlin (West) gehabt haben, als 
Einzelreisende in den Westen entlassen worden. 

Unter diesen ehemaligen Häftlingen waren — 
soweit bekannt — 8 wegen nichtpolitischer Delikte 
verurteilt. 

In der Zeit vom 7. November 1972 bis 15. Januar 
1973 konnten ferner 1 771 ehemalige DDR-Bürger, 
die im Rahmen der Staatsratamnestie vom 6. Okto-
ber 1972 auf freien Fuß gesetzt worden waren, in 
Sammeltransporten in die Bundesrepublik ausreisen. 

Die Mehrzahl dieser Entlassenen von rd. 87 % 
war in der DDR zuletzt wegen politischer Straf-
taten verurteilt. Ein kleinerer Teil dieses Personen-
kreises hatte daneben nichtpolitische Vorstrafen 
oder war zuletzt auch in Haft wegen nicht politischer 
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Straftaten, die im Zusammenhang mit politischen 
Straftaten standen. 

13% der Entlassenen waren wegen nichtpoliti-
scher Straftaten verurteilt. 

Zu Frage A 162: 

Die Freilassung der Häftlinge ist aufgrund des 
Amnestie-Erlasses des Staatrats der DDR vom 
6. Oktober 1972 erfolgt. Erlaß und Durchführung 
der Amnestie sind von der DDR in keiner Form von 
Gegenleistungen der Bundesregierung abhängig ge-
macht worden. Für die Freilassung dieser Häftlinge 
ist somit von der Bundesregierung keine Gegen-
leistung erbracht worden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold vom 1. Februar 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Niegel (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Frage A 163): 

Hat die Bundesregierung bei ihren bisherigen Verhandlungen 
dafür Sorge getragen oder was wird sie veranlassen, daß Bun-
desbürger bei Reisen in die „DDR" nicht durch Organe der .,DDR" 
belästigt werden oder um ihre persönliche Freiheit bzw. um 
ihr mitgeführtes Eigentum fürchten müssen? 

Zunächst erlaube ich mir darauf hinzuweisen, daß 
der Reiseverkehr zwischen den beiden deutschen 
Staaten im vergangenen Jahre ein beachtliches Aus-
maß erreicht und gegenüber dem Vorjahr erheblich 
zugenommen hat. 

Auch ohne Berücksichtigung der Tagesbesuche in 
Ostberlin sind 1972 rund 1,5 Millionen Westdeutsche 
in die DDR gereist, dies ist im Vergleich zum Vor-
jahr eine Steigerung um mehr als 250 000 Personen. 

Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Ver-
kehrsvertrages ist in der DDR am 16. Oktober 1972 
ein Gesetz verabschiedet worden, wonach das unge-
nehmigte Verlassen der DDR vor dem 1. Januar 1972 
nicht mehr strafbar ist. Im allgemeinen erteilen die 
DDR-Behörden unerwünschten Personen oder sol-
chen, die mit einer Strafverfolgung rechnen müßten, 
keine Einreisegenehmigung. In der Regel braucht 
niemand, der die Einreisegenehmigung erhalten hat, 
um seine persönliche Freiheit zu fürchten. 

In Ihrer Frage heben Sie offenbar darauf ab, daß 
die Personen- und Gepäckkontrolle durch die DDR- 
Behörden bei der Ein- und Ausreise häufig kleinlich 
gehandhabt werden. 

Die Bundesregierung hat sich bisher — und wie 
ich meine mit Erfolg — um eine Verbesserung des 
Reiseverkehrs zwischen den beiden deutschen Staa-
ten bemüht, sie wird dies auch künftig tun und sie 
geht davon aus, daß im Zuge der Normalisierung 
des Verhältnisses zwischen den beiden deutschen 
Staaten auch manche der derzeitigen Schwierigkeiten 
entfallen werden. 

Im übrigen werden nach Einrichtung der ständigen 
Vertretungen manche Probleme besser als bisher 
bereinigt werden können. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 1. Februar 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Probst (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Frage A 165 
und 166) : 

Welche Zielvorstellungen hat die Bundesregierung für ein 
mittel- und langfristiges Raumfahrtprogramm im nationalen 
europäischen und transatlantischen Bereich, und wie gedenkt sie 
die Abstimmung von Basis- und Projektprogramm zu gestalten? 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung insbesondere zu 
den Fragen der Weiterentwicklung der Trägerrakete Europa II, 
die Aufnahme der Entwicklung der Trägerrakete Europa III, der 
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am Post-Apollo-Pro-
gramm und der Bildung einer zentralen europäischen Raumfahrt-
behörde? 

Zu Frage A 165: 

Das Weltraumprogramm der Bundesrepublik 
Deutschland ist auf die folgenden Hauptziele aus-
gerichtet: 
— Wirtschaftliche Nutzung der Weltraumtechnik 
— Wissenschaftliche Erforschung des Weltraums 

Die Anwendungsmöglichkeiten der Weltraumtech-
nik sowie die wissenschaftliche Forschung im Welt-
raum haben vorwiegend internationalen Charakter. 
Die notwendigen Hilfsmittel sind äußerst kosten-
intensiv, so daß auch aus diesem Grund ein Zwang 
zu internationaler Zusammenarbeit besteht. Außer-
dem lassen sich die in den verschiedenen Industrie-
nationen verfügbaren geistigen und materiellen Ka-
pazitäten im Rahmen von Gemeinschaftsprojekten 
mit größerer Wirtschaftlichkeit ausnutzen. 

Die Weltraumprojekte sollen deshalb weitestge-
hend in internationaler Zusammenarbeit durchge-
führt werden und zwar primär in europäischer Zu-
sammenarbeit. Die Europäische Weltraumkonferenz 
hat daher am 20. Dezember 1972 unter Mitwirkung 
der deutschen Delegation neben der Bildung einer 
einheitlichen europäischen Weltraumorganisation 
unter anderem beschlossen, die europäischen, natio-
nalen Weltraumprogramme so weitgehend und so 
bald wie sinnvoll möglich in ein gesamteuropäisches 
Weltraumprogramm zu integrieren und eine Ratio-
nalisierung der verschiedenen Satellitenprogramme 
herbeizuführen. 

Die Bundesregierung befürwortet darüber hinaus 
die atlantische Zusammenarbeit, insbesondere durch 
Beteiligung am Post-Apollo-Programm der NASA. 
Dies sollte auch nach dem Beschluß der ESC vom 
20. Dezember 1972 bevorzugt durch die Zusammen-
arbeit der einheitlichen europäischen Weltraumor-
ganisation mit entsprechenden amerikanischen Or-
ganisationen erfolgen, d. h. die bilaterale Zusam-
menarbeit einzelner europäischer Staaten mit den 
USA soll zunehmend in eine multilaterale atlantische 
Zusammenarbeit übergehen. 

Unabhängig von der Frage der Durchführung im 
nationalen oder internationalen Rahmen soll das Ba-
sisprogramm sich aus den Erfordernissen des Pro-
jektprogramms ableiten. 

Zu Frage A.166: 
Zur Beantwortung dieser Frage darf ich auf die 

Beschlüsse der Europäischen Weltraumkonferenz 
vom 20. Dezember 1972 in Brüssel verweisen. 



526* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 14. Februar 1973 

Danach wurde aus technischen, wirtschaftlichen 
und finanziellen Gründen das Projekt Europa III ab 
1. Januar 1973 eingestellt. 

Im Prinzip wurde ein französischer Vorschlag ge-
billigt, im europäischen Rahmen eine billigere und 
technisch weniger anspruchsvolle Trägerrakete der 
Europa III-Klasse entwickeln zu lassen. Die organi-
satorische Durchführung sowie die Frage, welche 
europäische Staaten außer Frankreich, das 60 % 
der Kosten übernimmt, sich daran beteiligen wer-
den und wie die Finanzierung dieses Projekts im 
einzelnen aussehen wird, ist noch nicht entschieden. 

Die Europäische Weltraumkonferenz hat ferner 
beschlossen, auch einer europäischen Beteiligung 
am amerikanischen Post-Apollo-Programm im Prin-
zip zuzustimmen, und zwar in Form der Entwicklung 
des „Sortie Laboratory" (Forschungs- und Anwen-
dungsmodule) in Europa und durch die Europäer. 
Auch hier ist die Frage, welche Staaten sich nach 
welchem Beitragsschlüssel beteiligen, noch offen. 
An den z. Z. laufenden vorbereitenden Arbeiten be-
teiligen sich jedoch schon Belgien, Italien, Spanien 
und die Bundesrepublik Deutschland. 

Die Europäische Weltraumkonferenz hat weiterhin 
beschlossen, die Weltraumorganisationen ESRO und 
ELDO bis zum 1. Januar 1974 zu einer einheitlichen 
europäischen Weltraumorganisation zu verschmel-
zen. Damit ist ein von der Bundesrepublik Deutsch-
land seit langem verfolgtes Ziel festgelegt worden. 
Die organisatorischen Arbeiten für die Gründung 
einer einheitlichen europäischen Weltraumorganisa-
tion sind angelaufen. 

Eine Übereinstimmung, das Europa II-Programm 
einzustellen, ist bei den deutsch-französischen Kon-
sultationen am 23. Januar 1973 in Paris erzielt wor-
den. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 1. Februar 
1973 auf die Mündlichen Fragen der Abgeordneten 
Frau Dr. Walz (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen 
A 167 und 168) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Bundes

-

rechnungshofes (Bemerkungen des Bundesrechnungshofes für das 
Haushaltsjahr 1970, Seite 101) „Der Bundesrechnungshof hat fest-
gestellt, daß die mehrjährigen Bemühungen des Bundesministers, 
den Wünschen von Haushaltsausschuß, Bundesregierung und 
Wissenschaftsrat gerecht zu werden, bisher keinen wesentlichen 
Erfolg gehabt haben. Weder die Zahl der Zuwendungsempfänger, 
noch der Verwaltungsaufwand ist geringer geworden; zahlreiche 
Einrichtungen werden weiterhin im Wege der Mischfinanzierung 
unterhalten, auch wenn entsprechende Vereinbarungen nicht 
getroffen worden sind", und welche Folgerungen hat die Bun-
desregierung aus den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
wie auch aus den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes für 
die praktische Arbeit gezogen? 

In welchem Umfang ist der Beschluß der Bundesregierung vom 
26. August 1966 über die Vielzahl der vom Bund geförderten 
kleinen und mittleren Forschungsinstitute und Forschungsstellen 
durch den Bundesminister für Bildung und Wissenschaft durch-
geführt worden? 

Zu Frage A 167: 

Aufgrund der Beschlüsse des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages hat die Bundesregierung 

zunächst Einzelverhandlungen mit den Ländern ein-
zuleiten versucht, die Länder lehnten diese jedoch 
mit dem Hinweis auf die Flurbereinigungsverhand-
lungen ab, in denen diese Fragen geklärt werden 
sollten. 

In den derzeitigen Bund-Länder-Verhandlungen 
betr. den Abschluß einer Vereinbarung gem. Arti-
kel 91 b GG sind die Institute, die haushaltsmäßig 
über der Bagatellgrenze von 1 Million DM liegen, 
Verhandlungsgegenstand für eine gemeinsame Fi-
nanzierung. 

Ich habe meinerseits die Abgabe zahlreicher klei-
ner wissenschaftlicher Einrichtungen der DFG ange-
boten; dies bringt zwar noch keine Lösung hinsicht-
lich der Mischfinanzierung, wohl aber erhoffe ich 
eine sachgerechtere verwaltungsmäßige Konzentra-
tion. Die Verhandlungen hierüber sind zwischen 
Bund und Ländern noch nicht abgeschlossen. 

Zu Frage A 168: 

Da die meisten der Forschungseinrichtungen, für 
die eine Umstellung auf Projektförderung oder eine 
Aufhebung durch den Beschluß vom 26. August 1966 
gefordert war, in Mischfinanzierung mit den Ländern 
betrieben werden, sind für die Durchführung Ver-
handlungen zwischen Bund und Ländern erforderlich. 
Diese Verhandlungen laufen noch im Rahmen der 
angestrebten Bund-Länder-Vereinbarung gem. Arti-
kel 91 b GG. Eine eingehendere Stellungnahme der 
Bundesregierung wird auf den Bericht des Bundes-
rechnungshofes, Drucksache 593/72 erfolgen und im 
Rechnungsprüfungsausschuß behandelt werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hauff vom 1. Februar 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Pawelczyk (SPD) (Drucksache 7/77 Frage A 171): 

Ist die Bundesregierung bereit, einen Betriebsversuch zur 
Einstellung der Postzustellung an Samstagen im Bereich der 
Oberpostdirektion Hamburg durchzuführen? 

Im Rahmen des Gesamtkomplexes „Wegfall der 
Samstagzustellung" wird auch die Frage regionaler 
Betriebsversuche geprüft. Zur Frage des örtlichen 
und zeitlichen Ablaufs eine derartigen Betriebs-
versuchs kann ich erst Stellung nehmen, wenn dafür 
die notwendige Abstimmung mit dem Senat der 
Freien und Hansestadt Hamburg, den Gewerkschaf-
ten, den Personalräten und auch mit der Wirtschaft 
getroffen ist. 

Für den Fall, daß die Zustellung der normalen 
Sendungen am Samstag eingestellt werden kann, 
muß insbesondere die Zustellung der Zeitungen und 
Zeitschriften neu organisiert werden. Dies ist not-
wendig, da die sogenannte normale Post nach der 
derzeitigen Betriebsorganisation, gemeinsam mit 
den Zeitungen usw. zugestellt wird, diese aber im 
Verhältnis zur normalen Post den geringeren Anteil 
darstellen. 
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Ein weiteres Problem liegt darin, daß die am 
Samstag ankommende, aber nicht mehr zugestellte 
Post nun am Montag gemeinsam mit der bisherigen 
Montagspost abgetragen werden muß. Wegen 
Arbeitszeitvorschriften wird es sich wahrscheinlich 
nicht vermeiden lassen, daß die Zustellbezirke für 
den Montag neu abzugrenzen sind. 

Nicht unerwähnt möchte ich lassen, daß das Pro-
blem „Wegfall der Samstagzustellung" natürlich 
auch Auswirkungen auf die Zustellorganisation des 
Paket- und Päckchendienstes für den Montag hat. 

Bei dieser Sachlage hoffe ich auf Ihr Verständnis, 
daß mir eine ausgewogene und begründete Stellung-
nahme erst dann möglich ist, wenn für die hier 
aufgezeigten Fragen und Probleme eine allseits be-
friedigende Lösung sich abzeichnet. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 2. Februar 1973 
auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Dr. 
Jenninger (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen A 173 
und 174): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund des Berufs-
bildungsgesetzes in einigen Ländern, z. B. in Baden-Württem-
berg, Vereinbarungen zwischen den Kultusministerien und den 
zuständigen Stellen über die gemeinsame Durchführung der 
Abschlußprüfung in anerkannten Ausbildungsberufen in der 
Weise geschlossen worden sind, daß in den meisten Fällen nicht 
mehr die Schulnote, sondern nur nodi die Abschlußnote der 
Prüfungsausschüsse, d. h. also nur noch die Prüfungsleistung 
als Kriterium bei der Gesamtbenotung maßgebend sein soll? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine alsbaldige Novellierung 
des Berufsbildungsgesetzes herbeizuführen mit dem Ziel, diese 
Benachteiligung gegenüber den Berufsschülern zu beseitigen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Baden-
Württemberg und in Hamburg Vereinbarungen zwi-
schen den Kultusverwaltungen und den Industrie- 
und Handelskammern sowie den Handwerkskam-
mern als nach dem Berufsbildungsgesetz zuständigen 
Stellen über eine gemeinsame Durchführung der Ab-
schlußprüfung in anerkannten Ausbildungsberufen 
getroffen worden sind. 

Zweck der Vereinbarungen soll es nach Kenntnis 
der Bundesregierung sein, die schulischen Prüfungs-
erfahrungen und Prüfungsergebnisse für die Prüfun-
gen der zuständigen Stellen zu nutzen. Dabei gehen 
die Vorstellungen in Baden-Württemberg weiter als 
in Hamburg. In Baden-Württemberg soll im Grunde 
erreicht werden, daß die dort übliche Berufsschulab-
schlußprüfung gleichzeitig als Teil der Kammerab-
schlußprüfung angesehen wird. In Hamburg wird der 
Behörde für Schule, Jugend und Berufsbildung im 
wesentlichen eingeräumt 

— die Erstellung der Prüfungsaufgaben für die 
schriftliche Prüfung, 

— die Durchführung der schriftlichen Prüfung und 

— ein diesen Prüfungsteil betreffendes, den Prü-
fungsausschuß der zuständigen Stelle aber nicht 
bindendes Vorschlagsrecht für die Noten. 

Die Anfrage geht offenbar davon aus, daß die 
Vereinbarungen das Gewicht der Berufsschulen bei 

den Abschlußprüfungen minderten und daß sie bei 
der Berücksichtigung der Schulnoten nicht weit ge-
nug gingen. Tatsächlich berücksichtigen die Verein-
barungen jedoch die schulischen Leistungen der Aus-
zubildenden in größerem Umfang, als es das Berufs-
bildungsgesetz verlangt. 

Die Bundesregierung wird bei der Neufassung des 
Berufsbildungsgesetzes diese Fragen eingehend und 
in gründlichen Diskussionen mit allen Beteiligten 
prüfen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 2. Februar 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Hammans (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen 
A 175 und 176): 

Gedenkt die Bundesregierung schnellstens etwas gegen die 
Mißstände in der Ausbildungsförderung zu unternehmen, die 
nach II 12, 13 Bundesausbildungsförderungsgesetz für Auszu-
bildende mit Familie gegeben sind, um in Zukunft den Lebens-
unterhalt der Familie des Auszubildenden sicherzustellen? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die Sozialhilfeträger 
neben der sozialen Sicherung auch für Lücken in der staatlichen 
Ausbildungsförderung einzutreten und damit Folgekosten der 
staatlichen Bildungspolitik zu übernehmen haben? 

Die Bundesregierung beabsichtigt gegenwärtig 
nicht, den bisherigen Zustand in dieser Frage zu 
ändern. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 2. Februar 
1973 auf die Mündliche Frage des Abgeordneten 
Anbuhl (SPD) (Drucksache 7/77 Frage A 179): 

Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß viele junge 
Leute im nichtstudentischen Bereich des Bildungswesens die 
Möglichkeiten des Bundesausbildungsförderungsgesetzes aus 
Mangel an umfangreicher Information nicht nutzen? 

Es gibt wahrscheinlich solche Fälle. Die Bundes-
regierung hat aber seit der Verkündung des Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes im August 1971 
die 'Öffentlichkeit durch Herausgabe von breit ge-
streutem Informationsmaterial wiederholt auf die 
Möglichkeiten dieses Gesetzes hingewiesen. So hat 
das Presse- und Informationsamt der Bundesregie-
rung in Zusammenarbeit mit dem bis Dezember 1972 
zuständigen Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit Faltblätter, Informationsbroschüren 
und Textausgaben — zum Teil in großen Auflagen 
— hergestellt und verteilt. 

Auch die Tageszeitungen haben über das Aus-
bildungsförderungsgesetz und seine Möglichkeiten 
für Schüler und Studenten berichtet. Die Bundes-
regierung darf daher davon ausgehen, daß nicht 
nur Studenten, sondern auch Eltern, Schüler und 
Lehrer wenigstens so weit unterrichtet sind, daß 
sie im Bedarfsfall Anlaß haben, sich nach den Mög- 
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lichkeiten des Gesetzes zu erkundigen oder daraus 
hinzuweisen. 

Die Tatsache, daß die Zahl der Schüler, die Aus-
bildungsförderung erhalten, bereits im ersten Jahr 
nach Verkündung des Gesetzes auf rd. 174 000 an-
gestiegen ist, spricht jedenfalls gegen die Annahme, 
daß es von vielen Schülern aus Mangel an umfang-
reicher Information nicht genutzt werde. Auch das 
Ergebnis einer Erhebung an den Schulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen spricht dagegen, daß es zahl-
reiche Fälle mangelnder Information gibt. Im Juni 
1972 erhielten dort bereits 34,8 v. H. der für eine 
Förderung in Betracht kommenden Schüler Ausbil-
dungsförderung. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander vom 2. Februar 
1973 auf die Mündlichen Fragen des Abgeordneten 
Baier (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen A 180 
und 181) : 

Wieviel Wohnheimplätze für Studenten stehen derzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung, und in welcher 
Weise gedenkt die Bundesregierung, dein „Düsseldorfer Wohn

-

heimplan" des Deutschen Studentenwerks, der für ca. 30 % der 
Studenten Plätze in Wohnheimen fordert, gerecht zu werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Forderungen des Geschäfts-
führenden Ausschusses des Zentralkomitees der Deutschen Ka-
tholiken vom 8. Dezember 1972 zur Behebung der Wohnungsnot 
der Studenten tatkräftig zu unterstützen? 

Zu Frage A 180: 

Zur Zeit gibt es etwa 67 000 Wohnheimplätze, in 
denen rund 11 % der Studenten Aufnahme finden 
können; eine genaue Bestandserhebung ist im 
Gange. Mit ungefähr einer Verdoppelung der Ist-
Ausgaben für die Studentenwohnraumförderung 
von 1971 auf 1972 (rd. 59 Millionen DM) hat die 
Bundesregierung einen wirksamen Beitrag hierzu 
geleistet. Im Bundeshaushaltsplan 1973 und im Fi-
nanzplan bis 1976 werden ihre weiteren Anstren-
gungen zum Ausdruck kommen. 

Durch ihre Initiative zur Vereinbarung neuer För-
derungsrichtlinien mit den Ländern hat die Bundes-
regierung im übrigen die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, daß 

— eine mit dem Hochschulausbau abgestimmte 
Studentenwohnraumbauplanung vernünftige 
Schwerpunkte setzen kann, 

— die einzelnen Vorhaben wirtschaftlich geplant 
und durchgeführt werden. 

Über die weitere Entwicklung wird im Rahmen 
des Bildungsgesamtplans zu entscheiden sein. 

Zu Frage A 181: 

Die als unterstützungsbedürftig bezeichneten For-
derungen hat bereits die vorige Bundesregierung 
weitgehend erfüllt. 

Neue Studentenwohnraumförderungsrichtlinien, 
die gemeinsam mit den Ländern erarbeitet worden 
sind, ermöglichen die Abstimmung der Ausbaupla

-

nung im Hochschul- und Wohnheimbereich. Zahl-
reiche Hochschulen außerhalb der Hochschul-Bal-
lungszentren hat die Bundesregierung — insbeson-
dere im Fachhochschulbereich — seit 1969 in die Ge-
meinschaftsaufgabe Hochschulbau einbezogen. In 
„Neugründungsstädten" wurden 1972 rund 4000 
Wohnheimplätze gefördert, mit dem Bau von mehr 
als 500 Plätzen für verheiratete Studenten — auch 
für solche mit Kindern — wurde begonnen. 

. Nach der neuen Regelung können Private — so-
gar bei Senkung der erforderlichen Eigenbeteiligung 
— Wohnheimträger sein, Eigentumswohnungen zur 
Vermietung an Studenten und zusätzliche Zimmer in 
Wohnbauten mitfinanziert werden. 

Schließlich begünstigt der Bund den Studenten-
wohnraumbau auch durch das „Grundstücksverbil-
ligungsgesetz" von 1971. 

Unabhängig von allen bereits getroffenen Maß-
nahmen ist die Bundesregierung selbstverständ-
lich für jede sachliche Unterstützung ihrer Aktivi-
täten in der Öffentlichkeit dankbar. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Porzner vom 1. Februar 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Link (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen B 20 
und 21): 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß mit Diesel-
öl betriebene Wassersportfahrzeuge ohne Rücksicht darauf von 
der Mineralölsteuer befreit sind, ob sie auf ausländischen oder 
inländischen Gewässern gefahren werden? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung hinsichtlich 
der Motive und der Beibehaltung dieser Mineralölsteuerbefrei-
ung? 

Die Bundesregierung hält es nicht mehr für ge-
rechtfertigt, daß Wassersportfahrzeuge auch im In-
land von der Mineralölsteuer für Dieselkraftstoff 
befreit sind. Eine entsprechende Änderung des § 9 
Abs. 2 Satz 2 der Durchführungsverordnung zum 
Mineralölsteuergesetz ist in Vorbereitung. 

Die bisherige Befreiung ist auf Abkommen mit 
den Rhein- und anderen Flußanliegerstaaten (Straß-
burger Gasölabkommen, Handelsverträge) zurück-
zuführen, nach denen die Binnenschiffahrt von 
den Abgaben auf Dieselkraftstoff freizustellen 
ist. Aus Gründen der Gleichbehandlung wurde die 
Befreiung auch auf die nationale Binnenschiffahrt in 
allen Gewässern ausgedehnt, die im übrigen zuvor 
schon entsprechende Beihilfen für den Treibstoff-
verbrauch erhielt. Die genannten Abkommen be-
zwecken aber allein die Befreiung der gewerblichen 
Schiffahrt. Da es bei ihrem Abschluß praktisch noch 
keine aufwendigen, mit Dieselkraftstoff betriebenen 
Wassersportfahrzeuge gab, wurden diese nicht aus-
drücklich von der Befreiung ausgenommen. Wegen 
der steigenden Zahl dieser Boote ist die Befreiung 
bereits als problematisch und ungerechtfertigt er-
kannt worden. Sie soll deshalb ausdrücklich auf die 
gewerbliche Schiffahrt beschränkt werden. Dies 
stimmt mit den Vorstellungen der EG-Kommission 
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über eine harmonisierte Mineralölsteuer überein 
und entspricht auch der Praxis anderer Rheinanlie-
gerstaaten. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekrertärs Porzner vom 1. Februar 
1973 auf die Schriftlichen Fragen des Abgeordneten 
Dr. Waigel (CDU/CSU) (Drucksache 7/77 Fragen B 22 
und 23) : 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Wanderimkereien 
in den Nutzen des Gasöl-Verwendungsgesetzes kommen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, die Wanderim-
kereien auf Grund des Wertes für die Landschaft und die Boden-
bewirtschaftung in das Gasöl-Verwendungsgesetz einzubeziehen? 

Imker gehören nicht zum Kreis der begünstigten 
Betriebe nach dem Gasöl-Verwendungsgesetz — 
Landwirtschaft (GVL). Bei den vom GVL begünstig-
ten Betrieben nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 a des Gesetzes 
handelt es sich um Betriebe, aus denen natürliche 
Personen Einkünfte nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 des Ein-
kommensteuergesetzes beziehen; da Imker aber nicht 
unter diese Bestimmung fallen, sondern in Nr. 2 des 
§ 13 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes aufgeführt 
sind, gehören sie nicht zu dem Kreis der Begün-
stigten. 

Die Frage der Einbeziehung von Wanderimkereien 
in die Begünstigung nach dem GVL ist bereits von 

verschiedenen Seiten an die Bundesregierung heran-
getragen worden. Sie prüft zur Zeit, ob eine Einbe-
ziehung der Wanderimkereien in das GVL begrün-
det wäre. 

Anlage 16 

Zusätzliche Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann vom 5. Februar 
1973 auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Dreyer 
(CDU/CSU) *): 

Die Verordnung 974/71 tritt außer Kraft, sobald 
die betreffenden Mitgliedstaaten eine neue Parität 
ihrer Währung beim Internationalen Währungs-
fonds anmelden. 

Die in Artikel 2 der VO 974/71 enthaltene Anpas-
sungsregelung hat sich in der Praxis bewährt. Da 
die Anpassung der Ausgleichsbeträge vorgenom-
men werden muß, sobald die Kursentwicklung um 
mindestens einen Punkt von dem für die vorher-
gehende Festsetzung zugrundegelegten Prozentsatz 
abweicht, kann es zu der von Ihnen genannten hö-
heren Abweichung von 2 % und mehr nicht kom-
men. Eine Verringerung des Anpassungssatzes von 
1 % ist nicht vertretbar, da sonst die Ausgleichs-
beträge ständig geändert werden müßten. 

*) Siehe 11. Sitzung, Seite 409 B 
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